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Das Vollzugsorgan des nationalsozialistischen 
Polizeisystems. Zur Geschichte der Gestapo. 
Teil 1: Entstehung und Konsolidierung 

Vorbemerkung

Die Forschungskonjunktur zur Gestapo in den 1990er Jahren hat mittler-
weile deutlich nachgelassen. Weitgehend entzaubert ist inzwischen der
zuvor gängige „Mythos“ der Gestapo als einer allwissenden Agentur des
Terrors. Diese habe vielmehr einer bürokratischen Behörde geähnelt, die
jedoch mit  tiefgreifenden maßnahmenstaatlichen Befugnissen ausge-
stattet gewesen sei. Ihre repressive Effektivität wird vielfach mit der in
der gleichgeschalteten „Volksgemeinschaft“ verbreiteten Denunziations-
bereitschaft erklärt. Insofern hätte sie weniger nach dem klassischen
Muster selbst ermittelt, sondern aufgrund externer Hinweise reaktiv
agieren können. Schon in Anbetracht ihrer geringen Personalausstattung
sei die Staatspolizei keineswegs omnipräsent gewesen. Tatsächlich funk-
tionierte der repressive Apparat als arbeitsteiliges Kontroll-, Überwa-
chungs- und Verfolgungsnetzwerk, an dem sich viele amtliche Koopera-
tivinstitutionen beteiligten und das sich dazu noch die Informationen
observierender Konkurrenzorganisationen aufseiten der NSDAP zunutze
machte.

Die folgende Untersuchung ist aus einer regionalbezogenen Fallstudie
hervorgegangen. Sie soll einen Überblick über den aktuellen Forschungs-
stand vermitteln, die wichtigen Hintergründe und Strukturen der Ge-
stapo ausleuchten und – auf der Grundlage von ausgewählten Primär-
quellen – einzelne Tatbestände näher erläutern. Der vorliegende Beitrag,
welcher den Entstehungsprozess der Gestapo, die dabei maßgebenden
strukturellen  Rahmenbedingungen  und  die  Verselbstständigung  der
Politischen Polizei im polykratischen Herrschaftssystem des National-
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sozialismus aufzeigt, bildet den Auftakt einer dreiteiligen Reihe. Der
zweite Teil behandelt die ideologische Radikalisierung und Verfolgungs-
praxis der Staatspolizei, wie sie sich mit Kriegsbeginn unter dem Dach des
Reichssicherheitshauptamtes fortsetzte. Abschließend wird im dritten
Teil dem Nachwirken der Gestapo in den drei Nachfolgestaaten des „Drit-
ten Reichs“ nachgegangen, insbesondere dem Aspekt des Umgangs mit
den von ihrem Personal begangenen Verbrechen.

*

Was war die Gestapo, wie kam es dazu? Die Gestapo, so das Akronym
der zunächst in Preußen, später im gesamten Reichsgebiet tätigen Ge-
heimen Staatspolizei  (auch verkürzt: Stapo), war keine Neuschöpfung
des NS-Regimes, sie ging vielmehr aus in der Weimarer Republik schon
bestehenden dezentralen Strukturen hervor. Ihre organisatorische Aus-
gangsbasis im Deutschen Reich bildete die politische Abteilung I A des
Berliner Polizei-Präsidiums. Insofern waren die personellen wie auch die
institutionellen Kontinuitäten der republikanischen Politischen Polizei
in Preußen „eine entscheidende Keimzelle der Gestapo“. Daher erschei-
nen die Anfänge dieser Verfolgungsinstitution nicht als „Neubeginn,
sondern  als  logische  Fortsetzung  des  Papenputsches  vom  20.  Juli
1932“.1 Es waren die im Zusammenhang mit der Beseitigung der par-
lamentarisch-demokratischen Grundprinzipien in Preußen geschaffe-
nen Fakten, die dann als Blaupause für die weitere Entwicklung im
„Dritten Reich“ dienten.

Gemäß ihrem konstitutionellen Auftrag hatte die republikanische
Politische Polizei den Staat, seine Verfassung, seine Organe und Bür-
ger/innen im Rahmen der geltenden Gesetze vor politisch motivierten
Delikten zu schützen, und dies zwar mit präventiven, aber auch schon
repressiven Mitteln, letzteres aber noch weitgehend „unter Wahrung

1 Christoph Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur. Die Entwicklung der
preußischen Politischen Polizei vom Staatsschutzorgan der Weimarer Republik zum Geheimen
Staatspolizeiamt des Dritten Reiches, Berlin 1983, S. 7 (Hervorhebung im Original) u. 108.
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der politischen und individuellen Grundrechte und Freiheiten“.2 Ihre
Praxis war vornehmlich auf die Beobachtung potenziell staatsfeindlicher
Aktivitäten im Presse, Vereins- und Versammlungswesen, des illegalen
Waffen- und Sprengstoffbesitzes sowie der illegitimen Nachrichten-
dienste beschränkt. Zudem war die Politische Polizei berechtigt, gegebe-
nenfalls Versammlungsbeschränkungen zu veranlassen, Verbotsmaßnah-
men zu verhängen oder auch Strafmaßnahmen gegen linke und rechte
Gegner des Staates einzuleiten. Zumindest konzeptionell standen dabei
seit Ende der 1920er Jahre gleichermaßen wie hauptsächlich die KPD
und NSDAP im Fokus. Nach dem besagten „Papen-Putsch“ beziehungs-
weise dem „Preußenschlag“ erfolgte ab dem Juli 1932 eine Schwerpunkt-
verlagerung auf den Bereich „Kommunist/innen“ unter Aussparung
der Nationalsozialist/innen. Einbezogen waren dabei die jeweiligen
Vorfeld- und Nebenorganisationen der inkriminierten Linksparteien.3 

Gegen „subversive“ Aktivitäten ging die Politische Polizei mit dem
klassischen geheimdienstlichen Instrumentarium vor, indem sie etwa
V-Personen oder Spitzel einsetzte. Zu ihrem Verfolgungsrepertoire ge-
hörten auch exekutive Mittel wie Hausdurchsuchungen, Presseverbote
und Beschlagnahmungen. Als Polizeibehörde mit Exekutivbefugnissen
agierte die republikanische Politische Polizei auch insoweit, als sie – da-
bei öfters von der Schutzpolizei assistiert – selbst Verhaftungen vor-
nahm.4 Nach dem Preußischen Polizeiverwaltungsgesetz war beispiels-
weise Schutzhaft im Sinne von „Verwahrung zum eigenen Schutz dieser
Personen“ vorgesehen – allerdings auf die Dauer von 24 Stunden be-
schränkt. In politischen Fällen erlaubte der Berliner Polizeipräsident
Grzesinski  allerdings  gelegentlich  Verhaftungen  ohne  richterlichen
Haftbefehl. Im Rahmen der staatlichen Notverordnungen wurden die
durch die Verfassung der Weimarer Republik garantierten Freiheits-

2 Ebd., S. 28; Hans-Joachim Heuer, Geheime Staatspolizei. Über das Töten und die Tendenzen
der Entzivilisierung, Berlin / New York 1995, S. 19 ff.

3 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 16 u. 28.
4 In den Jahren 1930 bis 1932 wurden in Berlin täglich dreißig bis achtzig, zuweilen bis zu drei-

hundert Personen verhaftet und bei der Abteilung I eingeliefert. Ebd., S. 25; Hsi-Huey Liang, Die
Berliner Polizei in der Weimarer Republik, Berlin / New York 1977, S. 135 ff. u. 142 ff.
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rechte ab 1931 tiefgreifender ausgehöhlt. Seither konnte die Politische
Polizei die Aufsicht der Gerichte leicht unterlaufen, um etwa das Instru-
ment der Schutzhaft nach Gutdünken auszuweiten.5

Wie schon im Kaiserreich war die preußische Politische Polizei in den
Verwaltungsapparat der Kriminalpolizei der Länder eingeordnet. In
Berlin operierte sie, seit Februar 1929 als Abteilung I A firmierend, als
politisch-polizeilicher Nachrichtendienst mit zwei Abteilungen: dem
administrierenden Verwaltungs- und dem ausführenden Außendienst.
Ihr Dienstsitz befand sich im Berliner Polizeipräsidium. Die Abteilung
I A verfügte über 300 Beamte, davon waren bis zu 285 im Außendienst
beschäftigt.6 Über die Zahl der in den Polizeibezirken der preußischen
Ober- und Regierungspräsidenten eingesetzten Beamten der örtlichen
Abteilungen I A innerhalb der jeweiligen Kriminalpolizeidienststellen
liegen keine gesicherten Informationen vor. Zahlenangaben, die von
mindestens 300 Politischen Polizeibeamten in sämtlichen Regierungs-
bezirken in Preußen ausgehen, sind wahrscheinlich zu niedrig ange-
setzt.7 Jüngere Schätzungen gehen für das Jahr 1930 von mindestens
1.000 Beamten der Politischen Polizei in den preußischen Provinzen
aus.8 Selbst unter diesen Bedingungen dürfte die Behörde wohl kaum als
großdimensioniert gelten.

Während der Weimarer Republik nahm die Berliner Abteilung I A
keine Zentralaufgaben oder koordinierende Funktionen für die politi-
sche Polizeien in den Provinzen Preußens wahr.9 Ihre subalternen Ab-
teilungen I A in den Landesteilen waren lediglich indirekt, über ihre

5 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 19 u. 30.
6 Ebd., S. 23 u. 25.
7 Christoph Graf, Kontinuitäten und Brüche. Von der Politischen Polizei der Weimarer Republik

zur Geheimen Staatspolizei, in: Gerhard Paul / Klaus-Michael Mallmann (Hg.), Die Gestapo.
Mythos und Realität, 2. Aufl., Darmstadt 2003, S. 73–83, 75. Bis 1934 waren die I A-Abteilungen
in den Polizeipräsidialbezirken der preußischen Provinzen in die örtlichen Polizeiverwaltungen
der Kriminalpolizei eingegliedert.

8 Carsten Dams, Staatsschutz in der Weimarer Republik. Die Überwachung und Bekämpfung
der NSDAP durch die Preußische Politische Polizei von 1928 bis 1932, Marburg 2002, S. 50;
Carsten Dams / Michael Stolle, Die Gestapo. Herrschaft und Terror im Dritten Reich, München
2008, S. 14.

9 Bernhard Weiss, Polizei und Politik, Berlin 1928, S. 133 f.
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jeweils höher gestellten Polizeibehörden, das heißt, über die Ober-
und Regierungspräsidenten, der allgemeinen Polizeiaufsichtsbehörde im
Preußischen Ministerium des Innern unterstellt.10 Administrativ nur als
integrale Bestandteile der lokalen Orts- und regionalen Landespolizei-
behörden konzipiert, entwickelte sich die I A-Abteilung in Berlin je-
doch im Laufe der Zeit – entgegen ihrer gesetzlich legitimierten Auf-
gabenstellung und ohne deshalb jemals sanktioniert zu werden – de
facto zu einer „politisch-polizeilichen Nachrichtenzentrale für das ganze
Reich“.11

Unter der sozialdemokratischen Regierung in Preußen war die I A-
Abteilung bei der Überwachung des politischen Extremismus zumin-
dest in formeller Hinsicht auf politische Neutralität bedacht gewesen.
Nachdem am 20. Juli 1932 die von der SPD angeführte preußische Re-
gierung unter Ministerpräsident Otto Braun und dem Innenminister
Carl Severing in einer staatsstreichartigen Aktion durch den reaktionä-
ren Reichskanzler Franz von Papen abgesetzt und durch ein Kommis-
sariatsregime unter dem ehemaligen Oberbürgermeister Franz Bracht
ersetzt worden war, hatte das Prinzip der politischen Äquidistanz keine
Gültigkeit mehr. Mit dem „Preußen-Schlag“ verlagerte sich der Ermitt-
lungsschwerpunkt der Politischen Polizei, ebenso wie im Bereich der
Justiz, in den Bereich nach links.12 Erstmals nach dem Ende des Kaiser-
reichs geriet die SPD wieder zu einem Ermittlungsobjekt, während die
Beobachtung und Verfolgung der NS-Bewegung praktisch zum Erliegen
kam.13 Im Zuge der Absetzung der sozialdemokratischen Regierung
wurde eine Reihe höherer Beamter der I A-Abteilung im Berliner Poli-

10 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 12.
11 Hans Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument, in: ders., Anatomie des SS-Staates,

Bd. 1, 3. Aufl., München 1982, S. 13–212, 35; Graf, Kontinuitäten und Brüche (wie Anm. 7),
S. 73–83, 73 ff. Auf Reichsebene übernahm ab 1920 der „Reichskommissar für Überwachung der
öffentlichen Ordnung“ die Aufgabe einer politisch-polizeilichen Nachrichtenzentrale.

12 Die linksaufklärerischen und antiklerikalen Freidenkerverbände gerieten ebenfalls ins Visier
des Staates und wurden durch die „Verordnung des Reichspräsidenten über die Auflösung der
kommunistischen Gottlosenorganisationen“ am 3. Mai 1932 reichsweit verboten. Vgl. Reichs-
gesetzblatt (künftig: RGBl.), I 1932, S. 185 f.

13 Dams, Staatsschutz in der Weimarer Republik (wie Anm. 8), S. 172.
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zeipräsidium entweder ihrer Ämter enthoben, in andere Abteilungen
abgestellt oder zurückversetzt. An ihre Stelle rückten nationalkonser-
vative oder parteifreie Fachbeamte konservativer Observanz, vorläufig
jedoch kaum ausgewiesene Mitglieder der NSDAP.14

Von der Politischen Polizei zur Geheimen Staatspolizei in 
Preußen

Am 30. Januar 1933, dem Tag, an dem Reichspräsident von Hindenburg
die Macht an eine von der NSDAP und der nationalkonservativen
DNVP gebildeten Koalitionsregierung übertrug, änderte sich die be-
reits durch eine fortgeschrittene rechtsautoritäre Wendung gekenn-
zeichnete Situation grundlegend. Der neue Reichskanzler, Adolf Hitler,
beauftragte seinen Parteigenossen Hermann Göring mit der Wahrneh-
mung der kommissarischen Geschäfte des Innenministers in Preußen.
In dieser Amtsstellung fungierte Göring als der oberste Chef aller Poli-
zeikräfte des größten deutschen Landes. Sofort mobilisierte Göring den
Polizeiapparat gegen die politischen Gegner der Nationalsozialisten.
Noch am 30. Januar 1933 erteilte er seinem Protegé, Oberregierungsrat
Rudolf Diels, den Sonderauftrag, alle Mitglieder der KPD zu erfassen,
um diese im Rahmen einer später durchzuführenden Großaktion fest-
setzen zu können.15 Am 17. Februar forderte Göring alle Polizeibeamte
ausdrücklich zu rücksichtslosem Schusswaffengebrauch gegen die lin-
ken Gegner des Staates auf. Ein Erlass Görings vom 22. Februar ver-
schaffte den Angehörigen der SA, der SS und des deutschnationalen
Stahlhelms den Status einer offiziellen „Hilfspolizei“.16 Diesen Freibrief

14 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 71 ff.; Johannes
Tuchel / Reinhold Schattenfroh, Zentrale des Terrors. Prinz-Albrecht-Straße 8. Das Hauptquar-
tier der Gestapo, Berlin 1987, S. 60 f.

15 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 112; Klaus
Wallbaum,  Der Überläufer. Rudolf Diels (1900–1957) – der erste Gestapo-Chef des Hitler-
Regimes, Frankfurt a. M. 2009, S. 91 ff.

16 Vgl. Bernd A. Rusinek, Unsicherheit durch die Organe der Sicherheit. Gestapo, Kriminal-
polizei und Hilfspolizei im „Dritten Reich“, in: Herbert Reinke (Hg.), „… nur für die Sicherheit
da …“? Zur Geschichte der Polizei im 19. und 20. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 1993, S. 116–133.

18



FORSCHUNG / RESEARCH 

nutzten die radikalisierten Einsatzkräfte, um „ihren Rachefeldzug als
Wahrnehmung einer staatspolitischen Aufgabe zu deklarieren“.17 

Nach der „Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk
und Staat“ vom 28. Februar 1933, der sogenannten „Reichstagsbrand-
verordnung“, war die Politische Polizei – aus der wenig später die Ge-
heime Staatspolizei in Preußen hervorgehen sollte – berechtigt, unter
Ausschaltung der Justiz eine polizeiliche Schutzhaft mit beliebiger Dau-
er zu verhängen.18 Unter Umständen konnten die von der Gestapo ver-
hafteten Personen – selbst nach einem Freispruch der Gerichte – ohne
juristische Verfahren und richterliche Überprüfung für unbestimmte
Dauer in den Konzentrationslagern eingesperrt bleiben.19 Das „Reichs-
tagsbrandgesetz“ war das folgenschwerste Ausnahmegesetz der NS-
Diktatur. Es beseitigte

genau jene Grundsätze der Reichsverfassung, welche die wichtigsten libe-
ral-rechtsstaatlichen Schranken für die Tätigkeit der Politischen Polizei
bildeten, nämlich die Artikel 114 (Freiheit der Person), 115 (Unverletz-
lichkeit der Wohnung), 117 (Briefgeheimnis), 118 (Recht auf freie Mei-
nungsäußerung), 123 (Versammlungsrecht), 124 (Recht auf Bildung von
Vereinen) und 153 (Unverletzlichkeit des Eigentums).20

Der von Göring vorab zum „Kommissar z. b. V“ („zur besonderen
Verwendung“) ernannte Abgeordnete im Preußischen Landtag, SS-
Gruppenführer Kurt Daluege, war dazu ausersehen, die personelle und
organisatorische Integration der preußischen Polizei in den national-
sozialistischen Führerstaat umzusetzen.21 Die dazu gebildete „Sonder-

17 Peter Longerich, Die braunen Bataillone. Geschichte der SA, München 1989, S. 166. Ins-
gesamt wurden für die Hilfspolizei 25.000 SA-Männer, 15.000 SS-Männer und 10.000 Angehörige
des Stahlhelms kontingentiert. Vgl. Peter Longerich, Heinrich Himmler. Biographie, 3. Aufl.,
München 2008, S. 173.

18 Verordnung des Reichspräsidenten gegen Verrat am Deutschen Volke und hochverräterische
Umtriebe vom  28. Februar 1933, in: RGBl., I 1933, S. 83 ff. 

19 Das Reichsinnenministerium beschwerte sich später über die missbräuchliche Verhängung
der Schutzhaft  durch Stellen von NSDAP und SA. Reichsminister  des  Inneren,  i.  V.  Hans
Pfundtner vom 12./26. April 1934 an die Landesregierungen und den Reichsstatthalter, in: Bundes-
archiv (künftig: BArch), R 58/241, Bl. 6 ff.

20 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 125.
21 Ebd., S. 113.
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abteilung Daluege“ ließ zunächst in Berlin sämtliche Polizeibeamte
einer politischen Überprüfung unterziehen, die republikanisch gesinn-
ten Beamten in der preußischen Polizeiverwaltung entfernen und – be-
vorzugt – durch nationalsozialistische Bewerber, hauptsächlich jün-
gere SA- oder SS-Führer, ersetzen. Von der rigiden Säuberungswelle
blieben die Polizeipräsidien in der Provinz nicht verschont.22 Mit dem
„Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 7. April
1933 wurde das formalrechtliche Instrument zur Entfernung von un-
erwünschten Beamten der mittleren und unteren Dienstränge nachge-
liefert.23 In den Monaten danach erfolgte sukzessive die Entfernung aller
„politisch unzuverlässigen Elemente“ sowie der jüdischen Beamten. Bis
zum Jahresende wurden reichsweit etwa 1.500 Polizeibeamte entlassen.
Gleichzeitig wurden 3.000 Neueinstellungen vorgenommen.24

Göring beließ es nicht bei Personalrevirements im Polizeiapparat. Die
auf ihn zurückgehende Konzeption einer Politischen Polizei zielte auf
eine grundlegende konzeptionelle Umstrukturierung ab, zu einer von
der Verwaltung abgesonderten Geheimpolizei mit außernormativer
Vollzugsgewalt. Im Auftrag seines obersten Dienstherrn unternahm
Rudolf Diels – inzwischen zum Leiter der Abteilung I A im Berliner
Polizeipräsidium avanciert – mit anderen ranghohen Beamten des In-
nenministeriums erste Schritte, um die Schutz- und politische Polizei als
zentralisiertes Machtinstrument auf Reichsebene zu etablieren. Un-
mittelbar nach der Ernennung Görings zum preußischen Minister-
präsidenten am 11. April erfolgte auf der Grundlage des ersten Ge-
stapo-Gesetzes vom 26.  April  1933 die  Gründung des  Geheimen

22 Bereits am 15. Februar 1933 entließ die preußische Regierung 13 Polizeipräsidenten in den
Ruhestand. Vgl. Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 64. 

23 RGBl., I 1933, S. 175 ff.
24 Vgl. Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 64. Der Anteil der in

Preußen entlassenen Polizeibeamten wird auf weniger als zwei Prozent in den unteren und sieben
Prozent bei den höheren Diensträngen veranschlagt. George C. Browder, Hitler’s Enforcers. The
Gestapo and the SS Security Service in the Nazi Revolution, New York / Oxford 1996, S. 30.
Aus dem Gesamtpersonalbestand von 85.000 Polizeibeamten in Preußen wurden insgesamt 2.668
(3,1 Prozent) entlassen. Klaus Michael Mallmann / Gerhard Paul, Die Gestapo. Weltanschauungs-
exekutive mit gesellschaftlichem Rückhalt, in: dies. (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg.
„Heimatfront“ und besetztes Europa, Darmstadt 2000, S. 599–650, 615 f.
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Staatspolizeiamts als eigenständiger Landespolizeibehörde, kurz: Ge-
stapa. Gestapa war das Synonym für die formale Verselbständigung der
Staatspolizei vom Gesamtpolizeiapparat.25 Gleich einer Landespolizei-
behörde, unterstand es unmittelbar dem Innenminister (§ 1, Absatz 1).
Faktisch hatte sich Göring damit der Zentralinstanz der Politischen Poli-
zei in Preußen bemächtigt. Die unteren Organe, die Politischen Abtei-
lungen der Kriminalpolizei in den preußischen Großstädten, standen
indes – nach wie vor – unter der Aufsicht der dortigen Ober- und Re-
gierungspräsidenten. Dazu legte Paragraph 2 des Gesetzes lediglich
vage fest, dass das Gestapa „im Rahmen seiner Zuständigkeit alle Poli-
zeibehörden um polizeiliche Massnahmen“ ersuchen konnte.

Das Personal der neugebildeten Zentralinstanz der Politischen Polizei
stellten mehrheitlich erfahrene Beamte, die aus den unteren Rangstufen
nun in führende Positionen aufrückten. Seines Zeichens nach seit dem
10. April 1933 Ministerialdirektor, war Diels als Leiter der Polizeiabtei-
lung I A in die höhere Ebene der Verwaltungshierarchie eingegliedert.
In dieser Schlüsselposition sorgte er dafür, dass verstärkt „die aktiven
Kollaboranten und Sympathisanten des Papenregimes und/oder der Na-
tionalsozialisten vor 1933“ mit Leitungsfunktionen bedacht wurden.26

Am 29. November 1933 erklärte Göring, die „Führung der politi-
schen Polizei“ übernehmen und die zuvor am 15. des Monats von ihm
angeordnete „Umorganisation der Geheimen Staatspolizei selbst in die
Hand“ nehmen zu wollen: „Für die Zukunft behalte ich mir die Ernen-
nung der Leiter der Staatspolizeistellen sowie sämtlicher höheren Be-

25 Gesetz über die Errichtung eines Geheimen Staatspolizeiamts vom 26. April 1933, in:
Preußische Gesetzsammlung 1933, Nr. 29, S. 122 f. Die Zuständigkeit des Polizeipräsidenten
(Landespolizeiamt I) in Berlin für die Beschlagnahme von Druckschriften im ganzen Staatsge-
biet und für das Verbot in Berlin erscheinender periodischer Druckschriften ging mit Wirkung
zum 29. April 1933 auf das Gestapo über (ebd., S. 126 f.). Vgl. zum Kontext: Christoph Graf, The
Genesis of the Gestapo, in: Journal of Contemporary History, 22 (1987), S. 419–435; George
C. Browder, Foundations of the Nazi Police State. The Formation of Sipo and SD, Lexington 1990,
S. 163–200.

26 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 118; Robert
Gellately,  Die  Gestapo und die  deutsche Gesellschaft.  Die  Durchsetzung der Rassenpolitik
1933–1945, Paderborn u. a. 1993, S. 45 ff.
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amten der Geheimen Staatspolizei ausdrücklich vor.“27 Das zweite
Gestapo-Gesetz vom 30. November 1933 verhalf der Staatspolizei so-
dann zum Status eines „selbstständigen Zweig[s] der inneren Verwal-
tung“. Als dessen oberster Chef rangierte wiederum Göring, Diels war
verantwortlicher Inspektor der Politischen Polizei.28 Damit war die
Staatspolizei endgültig aus der ordentlichen Polizeiverwaltung in Preu-
ßen herausgelöst. Für die Erledigung der staatspolizeilichen Dienst-
geschäfte wurde eine abgestufte Hierarchie mit offiziellen Amtstiteln
festgelegt: 1. Geheime Staatspolizei – Der Inspekteur; 2. Geheimes
Staatspolizeiamt; 3. Staatspolizeistelle für den Regierungsbezirk bezie-
hungsweise für den Landespolizeibezirk Berlin.

Unter Umgehung der Regierungspräsidenten erteilte das zweite
Gestapo-Gesetz der Sonderpolizeibehörde erweiterte Weisungsbefug-
nisse gegenüber den Landes-, Kreis- und Ortspolizeibehörden: „Die
bisherigen politischen Abteilungen der Staatlichen Polizeiverwaltungen
werden bis auf weiteres zu Außendienststellen der Staatspolizeistellen
bestellt und haben ihren Weisungen Folge zu leisten.“29 Die dem Gesetz
nachgeschobene Durchführungsverordnung vom 8. März 1934 bestä-
tigte noch einmal die geschaffenen Fakten: Die formale Unterstellung
der zuvor aus der Kriminalpolizei ausgegründeten Staatspolizeistellen,
im Grundsatz unter Aufsicht der Regierungspräsidenten, allerdings nur
„soweit vom Ministerpräsidenten nicht etwas anderes bestimmt wird“.30

Den neu bestallten Vertretern der Administrationen in den preußi-
schen Landesteilen, jenen Provinzfürsten, die ihre Posten und Positio-
nen oftmals der „nationalen Revolution“ der SA-Kamarilla verdankten,
war mehr daran gelegen, die dezentrale Struktur des Politischen Polizei-

27 Der Preußische Ministerpräsident Göring vom 29. November 1933 an den Staatssekretär des
Ministeriums des Innern, in: Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz (künftig: GStA PK),
I. HA Rep. 90 A/2577, Bl. 400 f.

28 Gesetz über die Geheime Staatspolizei vom 30. November 1933, in: Preußische Gesetzsamm-
lung 1933, S. 413.

29 Der Preußische Ministerpräsident – Chef der Geheimen Staatspolizei, Göring vom  8. März
1934 an den Minister des Innern, in: GStA PK, I. HA Rep. 90 P/1, Heft 1, Bl. 18 f. Vgl. dazu
auch Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 146 ff.

30 Ministerialblatt für die Preußische innere Verwaltung 1934, Nr. 12, S. 469 f.
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apparats – zur eigenen Machtabsicherung – unter eigener Aufsicht
aufrechtzuerhalten. Dementsprechend wandte sich etwa der Regie-
rungspräsident der Rheinprovinz an den Ministerpräsidenten in Preu-
ßen, Göring. Nicht nur „im Hinblick auf die formale haushaltsmässige
Behandlung, sondern auch ganz allgemein“, stünden die sieben Polizei-
präsidien des Regierungsbezirks in Anbetracht der sich abzeichnenden
Doppelstruktur in der Polizeiverwaltung vor dem Problem unklarer Zu-
ständigkeitsverhältnisse:

Jegliche Einflussnahme des Regierungspräsidenten auf die Tätigkeit der
Staatspolizeistelle würde danach aufhören und statt der Zusammenarbeit
ein Nebeneinander von zwei getrennten Behörden sich entwickeln. […]
Die politische Polizei lässt sich in der Mittelinstanz von den sonstigen Ge-
schäften der Staatsverwaltung keinesfalls völlig loslösen, weil sich ihre
Aufgaben in mannigfacher Hinsicht überschneiden. 

Deshalb sei eine „ständige Einflussnahme auf die staatspolizeiliche Exe-
cutive“ erforderlich. Bis dato sei die Zusammenarbeit „mit den Gaulei-
tern sowie den Führern der SA und SS“ stets einvernehmlich gewesen.
Mit seinem Antrag, „den Polizeipräsidenten eine beschränkte Mitwir-
kung in den Angelegenheiten der politischen Polizei auch in Zukunft
belassen zu dürfen“, drang der Düsseldorfer Regierungspräsident nicht
bei Göring durch, der ähnliche Einwände dieser Art regelmäßig ab-
wimmelte.31

Im Juli 1934 bilanzierte Göring den Stand der Reorganisation der
preußischen Politischen Polizei  und zeigte  sich in  Anbetracht  der
Fortschritte zufrieden über das „scharfe Instrument der Geheimen
Staatspolizei, welches ich für den neuen Staat geschaffen habe“. Die
„Staatspolizeistellen [sind] aus ihrem bisherigen organischen Zusam-

31 Schreiben des Regierungspräsidenten in Düsseldorf, Carl Christian Schmid vom 31. März
1934 an den Ministerpräsidenten Göring, in: GStA PK, I. HA, Rep. 90 P/1, Heft 1, Bl. 41 ff.
Göring ging erst nach den geschaffenen Tatsachen auf die „Zweifelsfragen“ im Zusammenhang
des Verhältnisses von Geheimer Staatspolizei zur inneren Verwaltung ein, indem er darauf hinwies,
dass er an der Regelung vom März 1934 festhalte. Der Preußische Ministerpräsident und Chef der
Geheimen Staatspolizei, Göring, vom 6. Juli 1934 an den Inspekteur der Geheimen Staatspolizei
und an die Ober- und Regierungspräsidenten, in: GStA PK, I. HA, Rep. 90 P/1, Heft 1, Bl. 86–91.
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menhang mit der Bezirksregierung oder einer staatlichen Polizeiverwal-
tung losgelöst und zu selbständigen Behörden der Geheimen Staatspo-
lizei bestellt worden“. Den Oberpräsidenten „in der Provinz“ beschied
er, innerhalb der preußischen Verwaltungsorganisation „im allgemeinen
keine Polizeibehörde“ darzustellen. Ihnen könne allenfalls ein „Bearbei-
tungsaustausch“ mit der Staatspolizei zugestanden werden:

Die Oberpräsidenten ersuche ich, von ihrer Befugnis, den Behörden der
inneren Verwaltung Weisungen zu erteilen […], den Staatspolizeistellen
gegenüber abzusehen, um die eindeutige Befehlsstruktur des Chefs der
Geheimen Staatspolizei nicht zu durchbrechen.

Zugleich hielt Göring auch die Justiz auf Distanz, indem er deren Kom-
petenzen zur Überprüfung der staatspolizeilichen Maßnahmen durch
die Gerichte aushebelte: „Der Beschwerdeweg endet an letzter Stelle bei
mir“ – also in einer Sackgasse.32

Alsdann ließ Göring den Etat für die Erhöhung des Personalbestan-
des der Gestapo für das abgelaufene Jahr 1933 per Nachtragshaushalt
aufstocken. Fast vierzig Prozent davon beanspruchte allein die Zentrale
in Berlin. Anfang Januar 1934 entfielen auf die 33 Staatspolizeistellen im
Land Preußen 1.025, auf das Gestapa dagegen 645 Beamte und Ange-
stellte.33 Räumlich war die Verwaltungsagentur der Staatspolizei in dem
Gebäudekomplex der vormaligen Kunstgewerbeschule in der Prinz-
Albrecht-Straße 8 untergebracht. Die „Zentralinstanz“ der Gestapo in
Preußen wies zu diesem frühen Zeitpunkt bereits eine ausdifferenzierte
Struktur auf. In drei Hauptabteilungen waren die innere Verwaltung,
die zahlreichen Fachreferate für staatsfeindliche Gegnergruppen und
Deliktarten sowie der Auslandsnachrichtendienst eingeordnet.

32 Der Preußische Ministerpräsident – Chef der Geheimen Staatspolizei, Göring, Rundbrief vom
6. Juli 1934, in: GStA PK, I. HA Rep. 90 P/1, Heft 1, Bl. 113–118. Nach Buchheim bedeutete die
Entbindung der Gestapo von den Gesetzen eine „Verabsolutierung des Sicherheitsprinzips“, eine
„Perversion des Vorbeugungsprinzips“, die „Verallgemeinerung und Abstraktion der ideologischen
Gegnervorstellungen“. Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument (wie Anm. 11), S. 96.

33 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 176 f. 
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Geschäftsverteilungsplan des Geheimen Staatspolizeiamtes vom 
25. Oktober 1934:34

Hauptabteilung I Justitiar-, Verwaltungs-, Organisations- und 
Personalangelegenheiten

Hauptabteilung II Politische Polizei 

Hauptabteilung III Abwehrpolizei

Unterabteilung II 1 Kommunisten, Marxisten, Nationalbolschewisten, 
Anarchismus, Syndikalismus, Konfessionen, 
Verbände, Juden, Freimaurer, Emigranten, 
Opposition, Reaktion, Parteiangelegenheiten, 
Schutzhaft, Wirtschaftsangelegenheiten, Archiv, 
Erkennungsdienst, Waffensachen

Hauptgeschäftsstelle

Berichterstattung

II 1 W Waffen und Sprengstoffsachen

II 1 z.bV. Sonderaufträge (Beobachtungen, Attentate)

Dienststelle II 1 A: Kommunistische und marxistische Bewegung 
(Dezernate II A 1 – A 4)

Dienststelle II 1 B: Konfessionelle Verbände, Juden, Freimaurer, 
Emigranten (Dezernate II B 1 – B 2)

Dienststelle II 1 C: Reaktion, Opposition, Österreichische 
Angelegenheiten (Dezernate II C 1 – C 2)

Dienststelle II 1 D: Schutzhaft, Konzentrationslager

Dienststelle II 1 E: Wirtschafts-, Agrar- u. Sozialpolitik, 
Werksabotage u. unpolitische Vereine

34 In reduzierter Form dargestellt in: BArch, R 58/840, Bl. 24 ff.
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Dienststelle II 1 F: Kartei, Leumund, Aktenverwaltung 
(Dezernate II 1 F 1 – F 2)

Dienststelle II 1 G: Erkennungsdienst

Dienststelle II 1 H: Partei-, SA-, SS-, HJ- und BdM-Angelegenheiten 
(Dezernate II 1 H 1 – H 2)

Unterabteilung II 2 Presse

Dienststelle II 2 A: Allgemeine Presseangelegenheiten und 
Inlandspresse (Dezernate  II 2 A 1 – A 3)

Dienststelle II 2 B: Auslandspresse, Auslandsdrucksachen 
(Dezernate II 2 B 1 – B 3)

Hauptabteilung III Abwehrpolizei

Unterabteilung III 1 Landesverrat und Spionageabwehr Ost 
(Dezernate III 1 A – D)

Unterabteilung III 2 Landesverrat und Spionageabwehr West 
(Dezernate III 2 A – D)

Unterabteilung III 3 Bearbeitung aller politisch bedeutsamen 
Auslandsnachrichten nicht abwehrpolitischer 
Natur (Dezernate III 3 A – B)

Unterabteilung III 4 Karteien, Statistiken, Personalaktenverwaltung, 
Erkennungsdienst, Laboratorium, 
Lehrmittelsammlung

In diesem Geschäftsverteilungsplan des Gestapa wird bereits eine fort-
geschrittene Kompetenzerweiterung, Zentralisierung und Entstaatli-
chung erkennbar. Im Wesentlichen trug er der primären Gegnerbe-
stimmung des NS-Regimes Rechnung, denn im Fokus standen drei
Verfolgtengruppen: Kommunistinnen und Kommunisten, Jüdinnen und
Juden sowie politische Kirchen. Eine enge Verbindung bestand ebenfalls
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zu den von der SS geführten Konzentrationslagern, deren Kommandan-
ten auf Weisung Görings vom 29. November 1933 dem Gestapa unter-
stellt wurden.35

Machtkampf um die Politische Polizei

Im Juli 1933 verkündete Adolf Hitler den „Abschluß der nationalen
Revolution“. Zu diesem Zeitpunkt waren auf der Grundlage der neuen
Ausnahmegesetze die parlamentarisch-demokratischen Institutionen
beseitigt, alle Parteien bis auf die NSDAP verboten und die gesellschaft-
lichen Einrichtungen im Staat weitgehend gleichgeschaltet worden. Bis
August 1934 konnte sich das nationalsozialistische Herrschaftssystem
nachhaltig konsolidieren.36 Auf der politischen Agenda der Regime-
spitze stand nun die Abschaffung der partikularen Struktur der Länder
zugunsten einer zentralisierten Staatsgewalt auf Reichsebene. In der
ersten Phase der nationalsozialistischen Herrschaft kam es zwischen
den beteiligten Ministerien und Parteiformationen zu Auseinanderset-
zungen über die Frage der Ausgliederung der Staatspolizeistellen aus der
regionalen Zuständigkeit der Regierungspräsidenten und die Vereinheit-
lichung der in den Ländern bestehenden Politischen Polizeien. Ansprü-
che meldete zunächst Reichsinnenminister Wilhelm Frick an. Dessen
Verständnis von einer geregelten staatlichen Administration gemäß, ge-
hörten die Staatspolizeistellen unter die Verwaltungshoheit der seinem
Ressort unterstellten Regierungspräsidenten; aus diesem Grunde müsse
die von Göring in Preußen gegenüber den dortigen Regierungspräsiden-
ten geschaffene Ausnahmestellung rückgängig gemacht werden.37 Frick
wehrte sich vehement gegen die von Göring in Preußen bereits vollzo-
gene Absplitterung der Stapo-Stellen von der inneren Verwaltung. Wie-
derholt beschwerte er sich zudem bei Hitler über die Einflussnahme
des Gestapa auf außerpreußische Landesregierungen, Kompetenzüber-

35 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 151.
36 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 74: Hans-Ulrich Wehler,

Deutsche Gesellschaftsgeschichte 1914–1949, München 2003, S. 600 ff.
37 Ulrich Herbert, Best. Biographische Studien über Radikalismus, Weltanschauung und Ver-

nunft, 1903–1989, Bonn 1996, S. 134 f.
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schreitungen der Gestapo – insbesondere in Schutzhaftsachen – und
unzureichende Informationen über politische Angelegenheiten ihm
gegenüber, besonders im Hinblick auf die staatspolizeiliche Bericht-
erstattung.38 Dagegen forderte Frick einen im Reichsinnenministerium
verankerten reichseinheitlichen Polizeiapparat einschließlich der Po-
litischen Polizei. Dabei ging es ihm, der seit der Zusammenlegung der
Ministerien im November 1934 zugleich Reichs- und Preußischer Mi-
nister des Innern war (allerdings ohne Zuständigkeit für die Politische
Polizei in Preußen), nicht etwa um eine abgeschwächte Form der staats-
polizeilichen Verfolgungspraxis, sondern allenfalls um eine weniger will-
kürliche und insofern normierte Variante des maßnahmenstaatlichen
Vorgehens. Konzessionen bei der Unschädlichmachung der Staatsfeinde
standen auch für ihn nicht zur Debatte.39

Mit seiner Konzeption der „Verreichlichung“ des gesamten deutschen
Polizeiwesens unter Regie des Reichsinnenministeriums kam Frick
zwangsläufig dem Reichsführer SS, Heinrich Himmler, in die Quere.
Ähnlich wie Frick strebte Himmler eine Zentralisierung der Polizei an,
beanspruchte aber selbst das Machtmonopol über die Politische Polizei,
und zwar unter der Ägide der SS.40 Ausgehend von seiner in Bayern er-
rungenen Machtbasis, hatte Himmler schon ab November 1933 begon-
nen, die Politischen Polizeien in den Ländern schrittweise unter seine
Kontrolle zu bringen. Mit taktischer Raffinesse, einer durchaus realisti-
schen Einschätzung der lokalen Interessenkonstellationen und der Aus-
nutzung der Schwachpunkte seiner Gegner platzierte er seine zu diesem
Zwecke mit hohen SS-Rängen ausstaffierten Vertrauenspersonen in re-
gionale Schlüsselpositionen, um sich danach sukzessive in den einzelnen
Ländern als formeller Polizeikommandeur ernennen zu lassen.41

38 Günter Neliba, Wilhelm Frick. Der Legalist des Unrechtsstaates. Eine politische Biographie,
Paderborn u. a. 1992, S. 254 ff.; Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 176.

39 Neliba, Wilhelm Frick. Der Legalist des Unrechtsstaates (wie Anm. 38), S. 254.
40 Ebd., S. 258.
41 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 165 ff., bes. S. 177; Buchheim, Die SS – das

Herrschaftsinstrument (wie Anm. 11), S. 39 ff.; Browder, Foundations of the Nazi Police State
(wie Anm. 25), S. 98–116; ders. Hitler’s Enforcers (wie Anm. 24), S. 53 ff.; Herbert, Best (wie
Anm. 37), S. 143 ff.; Friedrich Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat, Paderborn u. a. 1997, S. 41 f.
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Mit Ausnahme der beiden unbedeutenden Kleinstaaten Lippe und
Schaumburg-Lippe, in denen er den zuständigen Reichsstatthalter erst
im Juni 1934 zur Räson und die dortige Politische Polizei unter seine
Kontrolle brachte, stand Himmlers machtpolitischer Übernahmestrate-
gie in der Person Göring nur mehr der Ministerpräsident in Preußen im
Wege. Mit der SS-Hilfspolizei verfügte Himmler bereits über ein Stand-
bein in der preußischen Politischen Polizei. Gemäß einer Direktive des
preußischen Innenministers Göring vom 7. Juni 1933 sollte ausschließ-
lich die SS die Hilfspolizeibeamten für das politische Ressort der Polizei
stellen, während SA-Stabschef Ernst Röhm – zugleich der verantwort-
liche Kommissar für die Hilfspolizei in Preußen – für seine SA-Truppe
die allgemeine Polizei vorbehalten war. Ministerialkommissar für die
Hilfspolizei der SS im Gestapa wurde daher der Reichsführer SS. In
dieser außerordentlichen Amtsstellung konnte Himmler persönliche
Stellvertreter im Innenministerium und Sonderkommissare bei den Ver-
waltungsbehörden bestimmen.42 

Göring war seinerseits nicht bereit, seine Befehlsgewalt über die
Gestapo in Preußen abzugeben – weder an Frick noch an Himmler.
Dabei war allen Beteiligten klar: An wen die Entscheidungsgewalt über
Preußen, dem wichtigsten Land des Reichs, fallen sollte, derjenige wür-
de den Generalschlüssel für die gesamte Politische Polizei im Reich in
den Händen halten.43 Gegen den Ministerpräsidenten Göring sprachen
die in Preußen zutage tretenden Verhältnisse. Dort sperrten sich nicht
nur die von ihm abgekanzelten Regionalpräsidenten gegen ihren Kom-
petenzverlust im Zuge der Zentralisierung der Polizei. Obendrein ver-
sagte auch die preußische Verwaltungsbürokratie in ihren Bemühungen,
einerseits die widerspenstigen SA-Potentaten in den Provinzen in den
Griff zu bekommen und andererseits das ungeregelte System der von
der SA betriebenen „wilden“ Konzentrationslager zu reorganisieren.44

42 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 124 u. 205.
43 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 171.
44 Nikolaus Wachsmann, KL. Die Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager,

München 2016, S. 61 f. Einer der prägnantesten Präzedenzfälle stellt das von der Zentralstaats-
anwaltschaft (ZStA) ab 1934 bis 1936 betriebene Verfahren gegen den korrupten Wuppertaler
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Als „Sturmtruppe der nationalen Revolution“ brach die SA-Kamarilla
radikal mit den Traditionen des bürgerlichen Rechtsstaates. Ihren Status
als „Hilfspolizei“ nutzte sie, um sich auf regionaler Ebene als eigenstän-
diger Machtfaktor zu etablieren. In Zusammenarbeit mit amtlichen Stel-
len, jedoch jenseits des Zugriffs der Justiz, hatte die Parteiformation der
NSDAP im Verlauf des Jahres 1933 improvisierte Folterstätten bezie-
hungsweise „wilde“ Konzentrationslager errichtet, in denen brutalisierte
Wachmannschaften einen bis dahin nicht gekannten Terror gegen die
politischen Gegner/innen des Regimes ausübten und die willkürlich
festgenommenen Häftlinge ausplünderten und misshandelten.45 Die
kommunale Verwaltung war ebenso die Justizbehörden angesichts der
unbestimmten Kompetenzen zunehmend verunsichert, nicht zuletzt
durch die ausgreifenden Machtinteressen und Einflussnahmen seitens
der Parteigliederungen, insbesondere der SS und der SA.46 Tatsächlich
verschoben sich aufgrund des Vor- beziehungsweise Eindringens der

Polizeipräsidenten Willi Veller dar. Das zur Verfolgung strafbarer Handlungen von Beteiligten der
NS-Kampfverbände eingerichtete Sonderreferat im preußischen Justizministerium machte dem
berüchtigten SA-Brigadeführer und der ihm ergebenen lokalen SA-Führung finanzielle Eigen-
mächtigkeiten und Misshandlungen im KZ Kemna zum Vorwurf. Ungeachtet der die Beschuldigten
belastenden Ermittlungsergebnisse gelang es dem Obersten Parteigericht der NSDAP, das Justiz-
ministerium auszumanövrieren, indem es die Durchführung eines Strafprozesses vereitelte. Die
Beschuldigten wurden danach rehabilitiert und setzten ihre Karrieren in Partei und SA fort. Vgl.
Lothar Gruchmann, Justiz im Dritten Reich 1933–1940. Anpassung und Unterwerfung in der
Ära Grüttner, 3. verbesserte Aufl., München 2001, S. 353–362; David Magnus Mintert, Das frühe
Konzentrationslager Kemna und das sozialistische Milieu im Bergischen Land, phil. Diss., Universi-
tät Bochum 2007, S. 220 ff.

45 Insgesamt wurden bis Mitte März 1933 über 100.000 politische Gegner des Regimes verhaftet.
Vgl. dazu Klaus Drobisch / Günther Wieland, System der NS-Konzentrationslager 1933–1939,
Berlin 1993, S. 12 ff. u. 73 ff; Karin Orth, Das System der nationalsozialistischen Konzentrations-
lager. Eine politische Organisationsgeschichte, Hamburg 1999, S. 23 ff.; Wolfgang Benz / Barbara
Distel (Hg.), Terror ohne System. Die ersten Konzentrationslager im Nationalsozialismus 1933–
1935 (= Geschichte der Konzentrationslager 1933–1945; Bd.1), Berlin 2001; Johannes Tuchel,
Organisationsgeschichte der „frühen“ Konzentrationslager, in: Wolfgang Benz / Barbara Distel
(Hg.), Der Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 1: Die
Organisation des Terrors, München 2005, S. 43–57; Wachsmann, KL (wie Anm. 44), S. 33–98;
Nikolaus Wachsmann / Sybille Steinbacher (Hg.), Die Linke im Visier. Zur Errichtung der Kon-
zentrationslager 1933 (= Dachauer Symposien zur Zeitgeschichte; Bd. 14), Göttingen 2014. 

46 Martin Broszat, Der Staat Hitlers. Grundlegung und Entwicklung seiner inneren Verfas-
sung, Lausanne 1969, S. 109 f.; George C. Browder, Hitler’s Enforcers (wie Anm. 24), S. 36 f.
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Parteiorgane besonders in die Polizeibehörden die Grenzen zwischen
den hoheitsstaatlichen und kommunalen Interessen mehr und mehr zu-
gunsten der NSDAP.

Während sich die Regierungspräsidenten – dabei flankiert von
Frick – noch mit Göring über die Zuständigkeiten des Gestapa für die
Staatspolizeistellen in Preußen auseinandersetzten, nutzte Himmler jede
sich bietende Gelegenheit, um die Infiltration der Politischen Polizei mit
zuverlässigen Gefolgsleuten voranzutreiben. Erste Erfolge verbuchte
der Reichsführer SS in Bayern, dem zweitgrößten Land im Reich. Im
Zuge der vom kommissarischen Innenminister Adolf Wagner dort ange-
ordneten Umstrukturierung der Polizeibehörden war ihm schon im
März / April 1933 die Politische Polizei des Landes unterstellt worden,
nachdem er kurz zuvor schon als Polizeipräsident Münchens bestallt
worden war.47 Im Frühjahr 1933 eignete sich Himmler außer der Baye-
rischen Politischen Polizei (BPP) auch die Oberaufsicht über die sich
dort befindlichen Konzentrationslager an. Nach dem in Bayern bewähr-
ten Muster brachte er dann in Preußen „wie schon in den anderen
Ländern im Reich eine Reihe seiner Leute in den Gestapoapparat selbst
unter oder verpflichtete leitende Gestapoangehörige durch Ernennung
zu SS-Führern auf seine Person“.48 Im Frühjahr 1934 hatte sich Himm-
lers Machtstellung auf die preußische Gestapo durch die Verzahnung
von SS, SD und Gestapo soweit gefestigt, dass er die Politische Polizei
in Preußen faktisch beherrschte.49

Beide Kontrahenten beim Zugriff auf die preußische Politische Poli-
zei, Ministerpräsident Göring und der Reichsführer SS, Himmler, einig-
ten sich am 20. April 1934 zunächst auf eine Kompromisslösung: Der
als Vasall Görings Himmler im Wege stehende Gestapo-Chef Diels
wurde in den einstweiligen Ruhestand entlassen und dann auf den Pos-

47 Martin Faatz, Vom Staatsschutz zum Gestapo-Terror. Politische Polizei in Bayern in der
Endphase der Weimarer Republik und der Anfangsphase der nationalsozialistischen Diktatur,
Würzburg 1995, S. 396 ff.; Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 158 ff. 

48 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 173; Fallbeispiele in George C. Browder,
Foundations of the Nazi Police State (wie Anm. 25), S. 58 f.

49 Herbert, Best (wie Anm. 37), S. 148.
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ten des Regierungspräsidenten nach Köln abgeschoben.50 An dessen
Stelle wurde Himmler am 20. April 1934 zum Inspekteur und stellver-
tretender Chef der preußischen Gestapo berufen. Bei dieser Gelegenheit
nahm Himmler eine Anzahl eigener Leute aus München, seine Bajuwa-
ren-Brigade, mit nach Berlin. Unter ihnen war neben Werner Best und
Josef Huber (dem späteren Gestapo-Chef Wiens) auch der spätere Chef
der Gestapo, der damalige Kriminalinspektor Heinrich Müller. Müller
war am 20. April 1934 zum SS-Sturmführer befördert worden und
begann ebenso wie Best – seit Juni 1934 im Rang eines SS-Obersturm-
bannführers – seine höhere Karrierelaufbahn im Berliner SD-Haupt-
amt.51 Enge Mitarbeiter Diels, darunter einige höhere Verwaltungsbe-
amte, schieden bis Ende April aus dem Gestapa aus oder wurden
strafversetzt.52 Die Leitung des Gestapa ging an den höchsten SD-Funk-
tionär Reinhard Heydrich. Heydrich war zuvor Himmlers Stellver-
treter als Chef der Bayerischen Politischen Polizei gewesen und – seit
dem 1. April 1933 – Politischer Polizeikommandeur Bayerns.53

Gleich nach dem Wechsel im Leitungspersonal machten sich die SS
und der SD bei der Entmachtung des SA-Stabchefs Röhms als Ord-
nungsfaktor und Gegenpol zum „braunen Bolschewismus“ der SA ver-
dient. Der von Reinhard Heydrich geführte (und von Werner Best orga-
nisierte) Sicherheitsdienst der SS hatte Röhms Parteiarmee schon seit
Anfang 1934 intensiver beobachtet. Zu diesem Zeitpunkt befand sich
der SD erst in der Aufbauphase und am Anfang auf dem Weg zu einem
ernstzunehmenden Nachrichtendienst. Zur systematischen Informati-
onsbeschaffung über die unbequem gewordene SA-Führung installierte

50 Klaus Wallbaum, Der Überläufer (wie Anm. 15), S. 149.
51 Andreas Seeger, „Gestapo-Müller“. Die Karriere eines Schreibtischtäters, Berlin 1996,

S. 42 ff.; Joachim Bornschein, Gestapochef Heinrich Müller: Technokrat des Terrors, Leipzig
2004, S. 30 ff.

52 Michael Wildt, Generation des Unbedingten. Das Führungskorps des Reichssicherheitshaupt-
amtes, Hamburg 2002, S. 221 f.; Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 80;
Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 216 f. 

53 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 163 f.; Shlomo
Aronson,  Reinhard Heydrich und die Frühgeschichte von Gestapo und SD, Stuttgart 1971,
S. 249 f.; Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 159 f. Heydrich wurde am 5. April
1934 zum preußischen Staatsrat ernannt.
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Heydrich eine eigene Abteilung in der Berliner SD-Zentrale, die – von
Werner Best assistiert – die logistische Vorarbeit bei der anstehenden
Ausschaltung der SA leistete.54 

Auf Befehl Hitlers liquidierte die SS am 30. Juni 1934 Röhm und die
ihm verbundene SA-Führungsriege. Zirkulierende Gerüchte über an-
gebliche Putschpläne der SA – allesamt konstruiert – dienten zur Be-
gründung der Mordaktion, bei der dazu noch einige konservative Oppo-
nenten des Regimes beseitigt wurden. Tatsächlich hatte der Anspruch
der SA, ein „Milizheer“ aufzustellen, die Reichswehr als alleinigen Waf-
fenträger des Staates alarmiert. Aber auch Frick ebenso wie Göring hatte
Röhm mit seinen Forderungen nach einer „zweiten Revolution“ zuneh-
mend irritiert. Nicht zuletzt fürchtete Hitler um seinen Rückhalt im
Militär, womöglich drohte der Machtverlust des noch nicht konsolidier-
ten Dritten Reichs.55 In dieser Situation wandte sich der Diktator gegen
seine Prätorianer.

Die SS profitierte von der Ausschaltung der rivalisierenden SA-Füh-
rung insofern, als umgehend ihre institutionelle Aufwertung im Partei-
apparat erfolgte. Am 20. Juli 1934 koppelte Hitler die SS von der SA ab
und erhob sie wegen ihrer „großen Verdienste […] besonders im Zu-
sammenhang mit den Ereignissen vom 20. Juni 1934“, zur selbstständi-
gen Organisation der Partei. Für den loyalen Himmler zahlte sich die
Aktion ganz persönlich aus. Hitler verlieh ihm den „parteimäßigen
Rang eines Reichsleiters“ der NSDAP. Der „Reichsführer SS“ unter-
stand seitdem nur mehr Hitler direkt. Durch einen „Parteibefehl“ des
Stellvertreters des „Führers“, Rudolf Hess, erhielt der SD das Monopol
des einzigen Nachrichtendienstes der Partei. Sämtliche „Geheim- oder

54 Robert Gerwarth, Reinhard Heydrich. Biographie, 2. Aufl., München 2013, S. 104 ff.;
Herbert, Best (wie Anm. 37), S. 141 ff.; Browder, Foundations of the Nazi Police State (wie
Anm. 25), S. 139 ff.; Longerich, Die braunen Bataillone (wie Anm. 17), S. 208 f.

55 Vgl. Daniel Siemens, Sturmabteilung. Die Geschichte der SA, München 2019, S. 225–251;
Heinz Höhne, Der Orden unter dem Totenkopf. Die Geschichte der SS, Augsburg 1996 (1967),
S. 90–125; Longerich, Die braunen Bataillone (wie Anm. 17), S. 204–219.

Sozial.Geschichte Online  31 (2022) 33



Abwehrdienste“ der NSDAP wurden angewiesen, bis zum 15. Juli 1934
ihre Tätigkeiten einzustellen.56

Die Meriten für die reibungslose Ausschaltung der SA als politischem
Machtfaktor im NS-Staat nahm Göring für die eigentlich daran nicht
unmittelbar beteiligte Gestapo in Anspruch. Er ließ Hitler wissen, dass
der Erfolg der Aktion vom Juni 1934 den Stellenwert des Gestapa als
gegenüber der Verwaltungsbürokratie unabhängige Einrichtung erneut
bestätigt habe. Insoweit verteidigte Göring unbeabsichtigt auch seinen
Stellvertreter im Gestapa, Himmler, vor den Einwänden Fricks, der es
zwar – ebenso wie das Reichskriegsministerium – ebenfalls auf die
Beseitigung der föderalen Struktur des Polizeiwesens anlegte – dies
freilich unter seiner Amtsgewalt –, während er gleichzeitig weiter bei
Hitler gegen die fortgeschrittene Verselbstständigung der Politischen
Polizei unter der Ägide Görings oder Himmlers intervenierte.57 Himm-
lers eigentliche Absichten in diesem Zusammenhang traten am 2. Mai
1934 deutlich hervor. An diesem Tag richtete er das neu geschaffene
„Zentralbüro des Politischen Polizeikommandeurs der Länder“ im
Berliner Gestapa ein. Offiziell sollte dessen Aufgabe darin bestehen,
über das Gestapa die Tätigkeiten der politischen Polizeien der Länder
abzustimmen. Mit dieser Koordinierungsstelle „vereinigte Himmler
seine Länderkompetenzen zu einer faktischen Reichskompetenz“.58

In der Konflikt- und Konkurrenzstellung zwischen Frick, Göring
und Himmler wiesen all ihre Absichten letztlich in eine gemeinsame
Richtung: „auf eine Vereinheitlichung und Totalisierung der Polizei im
allgemeinen und der politischen Polizei im besonderen“.59 In seiner

56 Der Inspekteur der Geheimen Staatspolizei, Heydrich, Rundschreiben vom 25. Juni 1934,
in: BArch, R 58/242, Bl. 24. Betroffen waren die Nachrichtendienste der SA und der NSBO/DAF.
Letzterer war bis dahin in den Dienststellen des Gestapa präsent. Der Geheimdienst der DAF
behielt indessen sein betriebliches V-Leute-Netz und existierte, nach außen abgeschottet, als „Amt
Information“ im DAF-Apparat noch bis 1938. Karl Heinz Roth, Facetten des Terrors. Der Geheim-
dienst der „Deutschen Arbeitsfront“ und die Zerstörung der Arbeiterbewegung 1933–1938, Bremen
2000, S. 15 ff.

57 Neliba, Wilhelm Frick. Der Legalist des Unrechtsstaates (wie Anm. 38), S. 258.
58 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 83; Buchheim, Die SS – das

Herrschaftsinstrument (wie Anm. 11), S. 43 f.
59 Graf, Politische Polizei zwischen Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 164.
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Amtsstellung als stellvertretender Chef der Gestapo gelang es Himmler,
jedwede Versuche seines nominalen Vorgesetzten, Göring, der selbst
nicht daran dachte, seine Kontrolle über die Staatspolizei abzugeben, er-
folgreich zu parieren. Zuletzt resignierte Göring. Dessen Ambitionen
als Reichsminister der Luftfahrt und seit Oktober 1936 als Beauftragter
für den Vierjahresplan bewegten sich bald in anderen Bahnen. Aus „or-
ganisatorischen Gründen“ überließ er seinem Rivalen von der SS am
30. November 1934 das Feld.60

Seither regierte Himmler nicht nur in alleiniger Verantwortlichkeit
über das Gestapa, sondern auch als Chef sämtlicher Politischen Poli-
zeien aller Länder des Reichs. Anstelle des spontanen Terrors der SA auf
den Straßen und in den „frühen“ KZ, der die bürgerlichen Kreise teil-
weise verschreckt hatte, setzte Himmler nun auf „legitime“, also gere-
gelte Formen der von der Staatspolizei exekutierten Repression. Die
höchste Funktionselite des neu etablierten Verfolgungsapparats, Himm-
ler, Heydrich, Best und Müller („Gestapo-Müller“), arbeitete dem-
nach – jeder auf seine Weise und nach Aufgabenstellung – an der
ideologischen Transformation der Gestapo. Dies geschah in erster Linie
durch die Schaffung eines politisch zuverlässigen Personalstamms, der
aber auch die erforderlichen fachlichen Anforderungen erfüllte. Bei den
Beförderungen kamen vorzugsweise jüngere Angehörige von SD und SS
in Betracht.61 Unter den 2.367 Angehörigen der Preußischen Geheimen
Staatspolizei im Juni 1935 befanden sich 510 Mitglieder der SS (21,5
Prozent) sowie 222 des SD (9,3 Prozent).62 Gleichzeitig wurde der hö-
here Dienst nach politischen Prämissen ausgesiebt: Von den 59 nament-
lich bekannten Kriminalbeamten in der preußischen Politischen Polizei
des Jahres 1933 blieben etwa zwei Jahre später nur noch elf in der

60 Rundschreiben des Leiters des Gestapa, Göring, vom 30. November 1934, faksimiliert in:
Reinhard Rürup (Hg.), Gestapo, SS und Reichssicherheitshauptamt auf dem „Prinz-Albrecht-
Gelände“. Eine Dokumentation, 2. Aufl., Berlin 1987, S. 60. Vgl. auch Herbert, Best (wie Anm. 37),
S. 149 u. Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 194 ff.

61 Browder, Hitler’s Enforcers (wie Anm. 24), S. 51 ff.; Graf, Politische Polizei zwischen
Demokratie und Diktatur (wie Anm. 1), S. 182 f.

62 GStA PK, I. HA Rep. 90 P/14, Heft 2, Bl. 146. Die Zahl der SD-Angehörigen wird hier mit
222 (= 9,37 Prozent) beziffert. 
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Gestapo. Im leitenden Dienst der Gestapo kam es zu 14 Entlassungen,
28 Versetzungen zur Kriminalpolizei und vier Abordnungen an das Poli-
zeiinstitut Berlin-Charlottenburg.63

Als neuer Chef der Politischen Polizei formte Himmler die Gestapo
in den folgenden Jahren zu einer straff organisierten, aus der Polizeiver-
waltung herausgelösten Sonderpolizei. Dies geschah mit der Absicht
einer forcierten Bekämpfung der politischen Gegner des NS-Staates, die
sich in steigender Anzahl in den KZ befanden. Am 4. Juli 1934 setzte
Himmler den SS-Oberführer Theodor Eicke als „Inspekteur der Kon-
zentrationslager und SS-Wachverbände“ ein. Eickes neue Aufgaben-
stellung, die Organisation und Verwaltung der KZ, war mit seiner
Beförderung zum SS-Gruppenführer verbunden. Die „Inspektion der
Konzentrationslager“ wurde am 14. Dezember 1934 mit der Aufgaben-
stellung einer zentralen SS-Verwaltungs- und Führungsbehörde für das
gesamte KZ-System in das Gestapa eingegliedert. Die Angelegenheiten
der Wachtruppen der KZ, die ab 1936 die Bezeichnung „SS-Totenkopf-
verbände“ trugen, waren über den Chef des SS-Amtes, SS-Gruppen-
führer Curt Wittje, dem Reichsführer SS, Himmler, untergeordnet.64 In
Himmlers Auftrag unterzog Eicke das in Preußen teilweise noch unter
dem Befehl der SA stehende Lagersystem nach dem Vorbild des KZ
Dachau einer grundlegenden Restrukturierung.65 Aus dem „Modell

63 Dams, Staatsschutz in der Weimarer Republik (wie Anm. 8), S. 177.
64 Ulrich Herbert / Karin Orth / Christoph Dieckmann, Die nationalsozialistischen Konzen-

trationslager. Geschichte, Erinnerung Forschung, in: dies. (Hg.), Die nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager – Entwicklung und Struktur, Bd. 1, Göttingen 1998, S. 17–40, 26, u. Johannes
Tuchel, Planung und Realität des Systems der Konzentrationslager 1934–1938, in: ebd., S. 43–
59, 44 f.

65 Nikolaus Wachsmann, KL (wie Anm. 44), S. 104 ff.; Browder, Foundations of the Nazi
Police State (wie Anm. 25), S. 150 f. Das am 13. März 1933 von der Politischen Polizei einge-
richtete KZ Dachau stand zunächst unter Bewachung der Münchner Schutzpolizei. Nachdem
Himmler am 2. April 1933 die Übergabe an die SS angeordnet hatte, kam es zu Gewaltexzessen,
denen eine nicht genau bestimmbare Anzahl von Häftlingen zum Opfer fiel. Aufgrund der staats-
anwaltlichen Ermittlungen beauftragte Himmler den SS-Oberführer Theodor Eicke mit der Lager-
kommandantur. Der beruflich gescheiterte Eicke ergriff die Chance und reorganisierte die Lager-
herrschaft  grundlegend,  indem er strikte  Regularien in  die  Lagerherrschaft  einführte,  einen
einheitlichen Strafkatalog festlegte und für eine straffere Befehlsstruktur in der Wachmannschaft
sorgte: das „Modell Dachau“. Vgl. dazu Martin Broszat, Nationalsozialistische Konzentrations-
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Dachau“, das unter anderem die Prügelstrafe, das Pfahlbinden und die
Todesstrafe vorsah, „etablierte sich ein normiertes System der Gewalt,
das ein Höchstmaß an Brutalität gegenüber den Häftlingen sichern
sollte“.66 Das „Modell Dachau“ sollte bald Schule machen. Es diente
als Vorbild für die im Laufe der nächsten Jahre errichteten KZ. In allen
Lagerstrukturen  waren  politische  Abteilungen  unter  Leitung  von
Beamten der Gestapo oder der Kriminalpolizei eingegliedert, die die
polizeilichen Maßregeln bei den Einweisungen und Entlassungen über-
wachten, aber auch die Kartei- und Aktenführung, Fahndungsersuche
bei der Flucht von Häftlingen sowie Aufgaben des Erkennungs- und
Vernehmungsdienstes erledigten.67 Mittels dieser Zwischenschaltung
war das KZ-System direkt mit dem Polizeiapparat verschränkt.

Seine Stellung als Chef der Politischen Polizeien der Länder nutzte
Himmler für den massiven Ausbau der personellen Ausstattung und der
strukturellen Erweiterung der Repressionsbehörde. Jahr um Jahr wurde
der aus den Haushaltsmitteln des preußischen Finanzministeriums
finanzierte Personalbestand aufgestockt.68 Die Zuweisungen flossen
reichlich. Aus den Etatverhandlungen ging die Gestapo stets mit Zuge-
winnen hervor. Im Haushaltsjahr 1935 erhielt das Gestapa die Finanz-
mittel für 637 Stellen für Beamte und 1.508 Stellen für „nichtbeamtete
Hilfskräfte“; die Staatspolizeistellen für 2.035 Beamte sowie 747 „nicht-
beamtete Hilfskräfte“, davon entfielen 1.127 Stellen auf die Wachmann-
schaften der Konzentrationslager in Preußen. Zu diesem Zeitpunkt
existierten hier 33 Staatspolizeistellen, denen 117 Außen- und Grenz-

lager 1933–1945, in: ders. / Hans-Adolf Jacobsen / Helmut Krausnick, Anatomie des SS-Staates,
Bd. 2, 3. Aufl., München 1982, S. 11–133, 46 ff.

66 Johannes Tuchel, Organisationsgeschichte der „frühen“ Konzentrationslager, in: Benz / Dis-
tel (Hg.), Der Ort des Terrors (wie Anm. 45), S. 43–57, 50 ff. (Zitat: S. 51); Nikolaus Wachsmann,
Terror gegen links: Das NS-Regime und die frühen Lager, in: ders. / Sybille Steinbacher (Hg.), Die
Linke im Visier (wie Anm. 45), S. 7–30, 16 ff. 

67 Broszat, Nationalsozialistische Konzentrationslager 1933–1945 (wie Anm. 65), S. 58 ff.;
Johannes Tuchel, Registrierung, Mißhandlung und Exekution. Die „Politischen Abteilungen“ in
den Konzentrationslagern, in: Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg (wie
Anm. 24), S. 127–140.

68 Dams / Stolle, Die Gestapo (wie Anm. 8), S. 45 f.
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dienststellen beigeordnet waren.69 Von 3.818 Beschäftigten der Gestapo
(ohne Wachmannschaften) stieg die Zahl im Folgejahr auf 6.372 (darun-
ter 1.683 im KZ-Wachdienst).70 Ob sich alle etatisierten Planstellen voll-
ständig besetzen ließen, ist ungewiss. Was jedoch ihre personellen Res-
sourcen und ihre finanzielle Ausstattung anbelangte, hatte sich die
Gestapo konsolidiert. Zudem konnte die Gestapo-Führung ihre ad-
ministrative Machtstellung weiter ausbauen und wirkungsvoll gegen die
Zugriffe des Reichsinnenministers Frick abschirmen. 

Kooperation und Rivalität: Gestapo und SD 

Der seit 1931 maßgeblich von Heydrich aufgebaute Sicherheitsdienst
des Reichsführers SS (SD) war eine Formation der SS und wie diese als
Gliederung der NSDAP hierarchisch aufgebaut: Als Zentralstelle des
SD für das Reichsgebiet fungierte das Sicherheitshauptamt des SD mit
Sitz in Berlin.71 Darunter rangierten regionale SD-Oberabschnitte, be-
zirkliche SD-Abschnitte und lokale SD-Außenstellen, die „gemäß den
Landratskreisen und -bezirken“ festgelegt waren. Die entweder haupt-
oder ehrenamtlichen SD-Außenstellenleiter führten „einen Kreis von
Vertrauensmännern, von denen sie ihre Nachrichten beziehen. Auch die
übergeordneten S.D.-Dienststellen unterhalten Vertrauensmänner“.72

Zur Aufteilung der Arbeitsbereiche von Staatspolizei und SD und zur
Regelung ihrer künftigen Zusammenarbeit gab Himmler am 4. Juli
1934 Richtlinien vor. Demnach sollte der Sicherheitsdienst der SS „an
der Erfüllung des Staatsschutzes“ teilnehmen und dadurch „eine wesent-
liche Ergänzung der mit diesen Aufgaben betrauten staatlichen Voll-
zugsorgane“ bilden. Während die Staatspolizei direkt gegen die „Feinde

69 Ebd., S. 34. Tuchel / Schattenfroh gehen von 34 Stapo-Stellen aus. Vgl. dies., Zentrale des
Terrors (wie Anm. 14), S. 87.

70 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 87 f. Zur Bedarfsdeckung der
Gestapo für 1936 veranschlagte das preußische Finanzministerium einen Mindestbeitrag von dreißig
Millionen RM.

71 Stefanie Steinbach, Erkennen, erfassen, bekämpfen. Gegnerforschung im Sicherheitsdienst
der SS, Berlin 2018, S. 156 ff.

72 Polizeiinstitut Berlin-Charlottenburg, Organisation der Geheimen Staatspolizei, undatiert
[1935], in: BArch, R 58/243, Bl. 13 f.
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des NS-Staates“ vorgehen solle, sei es der SD, der „die Feinde der NS-
Idee ermittelt und die Bekämpfung und Abwehr bei den staatlichen
Polizeibehörden anregt“. Darüber hinausgehend aber sei dem Sicher-
heitsdienst „jede Exekutive verboten“.73 Formal waren die Dienststellen
von Gestapo und SD jeweils „rangmäßig nebeneinander“ gestellt und
zur gegenseitigen Auskunftserteilung angehalten: „Was die jeweils ent-
sprechende Dienststelle interessiert, muß ihr mitgeteilt werden. […]
Auch Aktenübersendungen an eine S.D. Dienststelle sind zulässig, weil
diese Hilfsorgan der Polizei ist.“ Abgesehen von den gegenseitigen Mit-
teilungspflichten war der SD dazu berechtigt, bei der Gestapo „eine
Durchsuchung oder eine andere polizeiliche Maßnahme“ zu beantragen.
Im Gegenzug habe der SD „auf Antrag der Geheimen Staatspolizei
nachrichtendienstliche Ermittlungen anzustellen“.74 Angelegenheiten im
Zusammenhang mit der inneren Parteiorganisation bearbeitete grund-
sätzlich die Gestapo, denn der SD habe nicht „die Partei, sondern die
Feinde der Partei zu überwachen“.75

Der expandierende Nachrichtendienst in Gestalt des SD und auch die
Gestapo mit ihren Ambitionen auf dem Feld der Spionageabwehr ka-
men zwangsläufig der Wehrmacht ins Gehege. Diesbezügliche Reibun-
gen zwischen dem militärischen Abwehrdienst und der zivilen „Ab-
wehrpolizei“ konnten Himmler und Heydrich entschärfen, indem sie
sich mit dem Abwehrchef der Wehrmacht, Wilhelm Canaris, am 17. Ja-
nuar 1935 auf einen Katalog von Arbeitsgebieten einigten: Das Militär
behielt die Auslands- und Gegenspionage und überließ dafür der Ge-
stapo als „Abwehrpolizei“ exekutive Aufgaben bei der Verfolgung straf-
barer Handlungen in den Bereichen Rüstungsarbeit, Grenzsicherung

73 Zitiert nach Shlomo Aronson, Heydrich und die Anfänge des SD und der Gestapo, Berlin
1966, S. 264 f.

74 Ebd.
75 Der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß, Anordnung Nr. 201/38 vom 14. Dezember

1938 mit Verweis auf eine gleichlautende Anordnung Nr. 24/36 aus dem Jahr 1936, in: BArch,
R 58/243, Bl. 191a.
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und Ausländerpolizei. Ihren zuerkannten Freiraum bei der Grenzsiche-
rung nutzte das Gestapa zum Aufbau einer eigenen Grenzpolizei.76

Im Unterschied zu der nach außen abgeschotteten Gestapo waren die
Außengrenzen des durchideologisierten SD fließender: „Um das Zen-
trum von hauptamtlichen Führern und das Führungskorps gruppiert
sich die Peripherie von ehrenamtlichen Mitarbeitern, V-Leuten und Zu-
trägern.“77 Für die Gestapo stand die Übernahme von Spitzeln in den
eigenen Dienst außer Frage. Dass V-Leute des SD darin „in verantwort-
liche Positionen vorrückten“, etwa als Außenstellenleiter, war dagegen
nichts Ungewöhnliches.78 Im Amt III („Deutsche Lebensgebiete“) des
Reichssicherheitshauptamtes (RSHA) sammelten 300 Mitarbeiter die
eingehenden Informationen aus den 52 SD-Abschnitten und den über
400 SD-Außenstellen. Im Krieg schöpften rund 3.000 SD-Mitarbeiter
im Reich, darunter zwanzig Prozent hauptamtliche Kräfte, bis zu
30.000 V-Leute vorzugsweise an den Schlüsselstellen in der Verwaltung
ab.79 Aus „seinem Netz“, also dem des SD, sollte die Staatspolizei
„Nachrichten in Berichtsform“ zur exekutiven Auswertung beziehen.
Außerdem sollte das „SD-Netz an der Überwachung“ von entlassenen
„Landesverrätern“ beteiligt werden. Darüber hinaus erstellte der SD
Fachgutachten für die Staatspolizei und unterstützte sie bei der „Ein-
richtung der Grenzpolizei“.80

76 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 198 f., u. Höhne, Der Orden unter dem
Totenkopf (wie Anm. 55), S. 212 ff. Zu den staatspolizeilichen Grenzpolizeistellen vgl. Thomas
Sandkühler, Von der „Gegnerabwehr” zum Judenmord. Grenzpolizei und Zollgrenzschutz im
NS-Staat, in: Beiträge zur Geschichte des Nationalsozialismus, 16 (2000), S. 95–154.

77 Carsten Schreiber, „Eine verschworene Gemeinschaft“. Regionale Verfolgungsnetzwerke des
SD in Sachsen, in: Michael Wildt (Hg.), Nachrichtendienst, politische Elite und Mordeinheit. Der
Sicherheitsdienst des Reichsführers SS, Hamburg 2003, S. 57–85, 84. 

78 Ebd.
79 Carsten Schreiber, „Lebensgebiet-Nachrichtendienst“. Das Amt III des Reichssicherheits-

hauptamtes, in: Michael Wildt (Hg.), Das Reichssicherheitshauptamt. NS-Terror-Zentrale im
Zweiten Weltkrieg, Leipzig 2018, S. 29–51, 33 f. In Sachsen gehörten 88 Prozent aller V-Leute
der NSDAP an. Vgl. ebd., S. 36, u. ders., Elite im Verborgenen. Ideologie und regionale Herrschafts-
praxis des Sicherheitsdienstes der SS und seine Netzwerks am Beispiel Sachsens, München 2008,
S. 173 ff.

80 Protokoll der Abwehrtagung in Berlin Arbeitsteilung SD – Stapo Abt. III vom 3. November
1937, in: Landesarchiv NRW, Abteilung Rheinland (künftig: LAV NRW, R), RW 36/17, Bl. 47.
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Um die Verschmelzung von SS und Polizei auf personeller Ebene um-
zusetzen, erging am 23. Juni 1938 ein Runderlass Himmlers, der den
Eintritt von Angehörigen der Sicherheitspolizei in die SS vereinfachte.
Bewerber, welche die rassischen und weltanschaulichen Voraussetzun-
gen erfüllten, erhielten nach ihrer Aufnahme in die SS mittels „Dienst-
gradangleichung“ einen dem Polizei-Dienstgrad entsprechenden SS-
Dienstrang. Angehörige der Ordnungspolizei wurden der Allgemeinen
SS, Beamte der Kripo und Gestapo hingegen automatisch dem SD zu-
geteilt.81 Das intensive Beziehungsverhältnis zwischen SS und Sicher-
heitsbehörden kam außerdem in der „SS-mäßigen und politisch-weltan-
schaulichen Erziehung“ der Anwärter für den mittleren und höheren
Polizeidienst zum Ausdruck. Als Impulsgeber für die ideologische Auf-
ladung der Ausbildungsrichtlinien und Lehrinhalte für die Sicherheits-
polizei und ebenso als Dienstleister bei der Vermittlung der „Rassen-
und Gegenerkunde“ hatte der SD nach 1936 eine substanzielle Bedeu-
tung bei der Indoktrination der Sicherheitspolizei.82 Vor ihrem „Ostein-
satz“ durchlief das Personal der Einsatzgruppen und -kommandos die
Schulen der Sicherheitspolizei, wo ihnen Lehrkräfte des SD die dafür als
erforderlich erachteten „weltanschaulichen“ Grundlagen eintrichterten.
Viele Befehlshaber der Einsatzgruppen und -kommandos waren zuvor
Mitarbeiter der SD-Gegnerforschung und/oder Dozenten der Reichs-
führerschule des SD in Bernau gewesen.83

Nicht „Konkurrenz“, sondern eine „gegenseitige Ergänzung unter
Vermeidung jeder Doppelarbeit“ sollte idealerweise das Verhältnis der
beiden Sicherheitsorgane in der Praxis auszeichnen.84 Im Dualismus der
beiden Sicherheitsorgane war tatsächlich ein Konfliktpotenzial einge-
schrieben, das sich aus dem weltanschaulich-elitären Habitus des SD-

81 Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument (wie Anm. 11), S. 108 f.
82 Vgl. dazu Hans-Christian Harten, Die weltanschauliche Schulung der Polizei im National-

sozialismus, Paderborn u. a. 2018, S. 41 ff.
83 Ebd., S. 125 f. u. 139 ff.
84 Der Reichsführer SS – Der Chef des Sicherheitshauptamtes u. Chef der Sicherheitspolizei,

gez. Heydrich Gemeinsame Anordnung für den Sicherheitsdienst des Reichsführer SS und die
Geheime Staatspolizei vom 1. Juli 1937, in: BArch, R 58/239, Bl. 198–202, 198.
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Personals und dem professionellen Anspruch der Staatspolizei ergab.
Konkret waren ihre Differenzen in den unbestimmten Zuständigkeiten
für die einzelnen Gegnergruppen begründet. Faktisch bekam die Gesta-
po die sicherheitspolitisch relevanten Sachgebiete Marxismus, Landes-
verrat und Emigranten zur ausschließlichen Bearbeitung zugewiesen,
dem SD waren die Ressorts „Lebensgebiete“ – Wissenschaft, Volkstum
und Volkskunde, Kunst und Erziehung, Partei und Staat, Verfassung
und Verwaltung,  Ausland,  Freimaurerei,  Vereinswesen – überlassen.85

Trotzdem überschnitten sich die Aufgabenbereiche vielfach, woraus ein
paralleles Arbeiten ohne wechselseitige Kenntnisnahme resultierte.86 Bei
der völkisch-rassischen Definition aller Volks- und Staatsfeinde bestand
indes weitgehende Einigkeit. Aufgrund seiner Autorität in Ideologie-
fragen gab hierbei der SD den Ton an.

Um die noch bestehenden Überschneidungen zwischen SD und
Gestapo zu beseitigen, bestimmte Heydrich Anfang August 1941 eine
Ausdifferenzierung des Überwachungs- und Verfolgungsapparats. Um
ein Einsatzoptimum beider Einrichtungen sicherzustellen, regelte sein
Funktionstrennungserlass die Aufgabenteilung und die Zuständigkeiten
in Bezug auf die Bekämpfung der Staatsfeinde einschneidender als zu-
vor.87 Die praktische Ausgrenzung bei der exekutiven „Gegnerbekämp-
fung“ war für den SD mit der Abgabe ihrer V-Leute an die Gestapo
verbunden, die ihrerseits „Agenten, die nur in der Lage waren, allge-
meine Berichte über Sachlagen und Personen zu machen, die aber kei-
nen Anlass zu exekutivem Einsatz boten“, dem SD überstellte.88 Feder-

85 Der Reichsführer SS – Der Chef des Sicherheitshauptamtes u. Chef der Sicherheitspolizei,
gez. Heydrich, Gemeinsame Anordnung für den Sicherheitsdienst des Reichsführer SS und die
Geheime Staatspolizei vom 1. Juli 1937, in: BArch, R 58/239, Bl. 198 ff.

86 Wolfgang Dierker, Himmlers Glaubenskrieger. Der Sicherheitsdienst der SS und seine Reli-
gionspolitik 1933–1941, 2. Aufl., Paderborn u. a. 2003, S. 289–301.

87 Der Chef der Sicherheitspolizei, Richtlinien für die Bearbeitung der deutschen Lebensge-
biete nach Suspendierung von Staatspolizeistellen und SD-Abschnitten vom 2. August 1941, in:
BArch, R 58/990, Bl. 79–86.

88 Schreiber, Elite im Verborgenen (wie Anm. 79), S. 192. Ausnahmen beim Agenteneinsatz
in ihrem „Lebensarbeitsgebiet“ wurde den SD-Abschnitten insofern zugestanden, als schnellst-
möglich ein zuständiger Gestapobeamter „an der Führung des V-Mannes beteiligt wird“. Auszug
aus der Niederschrift Nr. 16 über die Arbeitstagung beim Inspekteur der Sicherheitspolizei in
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führend als überwachender Gegnernachrichtendienst blieb der SD in der
„Lebensgebietsarbeit“, ansonsten markierte die Abgrenzung der Zustän-
digkeitsbereiche eine Schwerpunktverlagerung, bei der sich der SD
weiterhin mit der Feinddefinition profilierten konnte, aber bei der Ver-
folgung der Staatsfeinde der Gestapo das Feld überließ. Zuletzt erreich-
te das SD-Amt III im RSHA – parallel zu den neuen Kompetenzen
Himmlers – einen eklatanten Funktionszuwachs im Bereich der mili-
tärischen Hochtechnologie, speziell auf dem Gebiet der Wehrforschung
und Waffenentwicklung („V-Waffen“).89

„Verreichlichung“: Zentralisierung der Gestapo

Im Frühjahr 1935 begannen die Verhandlungen zur Vorbereitung eines
aktualisierten, den inzwischen im Reich eingetretenen Entwicklungen
Rechnung tragenden Gestapo-Gesetzes.90 Aus dem Gerangel um die
Oberhoheit über die Staatspolizei sollte letzten Endes Himmler als Sie-
ger hervorgehen. Wäre es nach Frick gegangen, hätte sich dieser mit der
Abschiebung auf eine bedeutungslose Staatssekretärsstelle zufrieden-
geben müssen.91 Von seiner Konzeption eines nach ideologischen
Maßgaben handelnden Repressionsapparates, der sich nicht länger
ausschließlich auf die rassisch Unerwünschten und politischen Geg-
ner/innen des Nationalsozialismus konzentrieren sollte, konnte der

Düsseldorf am 23. September 1941, in: International Military Tribunal (künftig: IMT), Trial of the
Major War Crimes before the International Military Tribunal, Nuremberg. 14 November 1945–
1 October 1946, Vol. XXXVIII, Nürnberg 1947 ff., S. 465.

89 Steinbach, Erkennen, erfassen, bekämpfen (wie Anm. 71), S. 142 ff.; Schreiber, Elite im
Verborgenen (wie Anm. 79), S. 165–171. Ihren Einflussverlust im Inland kompensierte der SD
1941/42 im Rahmen des Generalplans Ost, der die „Germanisierung“ Osteuropas mittels „Um-
volkung“, bei der die Vordenker die Vernichtung oder Vertreibung von bis zu 31 Millionen Ein-
wohner/innen einkalkulierten. Dazu erstellten der Arzt, Rassehygieniker und SS-Standarten-
führer Hans Ehlich (1901–1991) und die von ihm geleitete Amtsgruppe III B („Volkstum“) des
SD im RSHA die entsprechenden Konzepte.

90 Der federführende Gesprächspartner von Seiten der Gestapo war Dr. Werner Best (1903–
1989), dessen Entwürfe den zuständigen Ministerien zugingen. Vgl. Herbert, Best (wie Anm. 37),
S. 160 ff.

91 Joachim Tuchel, Gestapa und Reichssicherheitshauptamt. Die Berliner Zentralinstitution der
Gestapo, in: Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo. Mythos und Realität (wie Anm. 7), S. 84–100,
92 f.; Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 207 f.
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„Reichsführer SS“ Hitler in einer Unterredung am 18. Oktober 1935
letztlich überzeugen. Nicht nur – wie bis dahin – die Kommunistin-
nen und Kommunisten sowie Jüdinnen und Juden, sondern auch die als
volksgemeinschaftlich nicht integrierbar abgewerteten Bevölkerungs-
anteile rückten damit in den erweiterten Fokus. Ausdrücklich bezog
man auch Frauen, die sich für Schwangerschaftsabbrüche entschieden
hatten, und überdies „asoziale Elemente“ insgesamt mit ein. Mit seinem
raffiniert abgestuften Argumentationskatalog gelang es Himmler die
Pläne Fricks, die auf die Reintegration der Staatspolizei in den allgemei-
nen Polizeiapparat abzielten, zu konterkarieren.92

Das dritte Gestapo-Gesetz vom Februar 1936 war ein weiterer Mark-
stein auf dem Weg zur Festigung ihres Status als autonome Sonderbe-
hörde: „Welche Geschäfte im einzelnen auf die Geheime Staatspolizei
übergehen, bestimmt der Chef der Geheimen Staatspolizei im Einver-
nehmen mit dem Minister des Innern“ (§ 1, Abs. 1), also Reichsminis-
ter Frick. Als stellvertretender Chef der Gestapo war Himmler noch
formal Ministerpräsident Göring unterstellt (§ 2), ebenso wie die 34
Staatspolizeistellen, deren regionale Aufsicht den Regierungspräsiden-
ten (§ 5) oblagen. Entscheidender als die Aufsichtsführung war der
Umstand, dass das Gesetz die Verfolgungsbehörde de facto dem Kon-
trollbereich der Justiz entzog: „Verfügungen und Angelegenheiten der
Geheimen Staatspolizei unterliegen nicht der Nachprüfung durch die
Verwaltungsgerichte“ (§ 7).93 In den gesetzesbegleitenden Bestimmun-
gen waren die Kompetenzen der Gestapo deutlicher fixiert: Danach
fungierte sie als „Zentralsammelstelle für politisch-polizeiliche Nach-
richten“ und bei der Verwaltung der staatlichen Konzentrationslager
(§ 2, Abs. 3 u. 4). Die 34 Staatspolizeistellen waren explizit dazu be-
fugt, den Kreis- und Ortspolizeibehörden „zum Zwecke der Erfor-
schung und Bekämpfung staatsfeindlicher Bestrebungen“ Weisungen zu
erteilen (§ 4, Abs. 1). Alles in allem wurde die Gestapo dadurch in die

92 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 208.
93 Gesetz über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 1936, in: Preußisches Gesetzsamm-

lung, 1936, Nr. 5, S. 21 f.
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Lage versetzt, als „ein selbständiger Zweig der inneren Verwaltung“ zu
agieren (§ 5).94 

Am 17. Juni 1936 ernannte Hitler Himmler zum „Reichsführer SS
und Chef der Deutschen Polizei im Reichsministerium des Innern“.95

Damit unterstand Himmler faktisch der gesamte Polizeiapparat des
Dritten Reichs, bestehend aus den Ämtern der Ordnungspolizei, des
Reichskriminalpolizeiamts96 und des Geheimen Staatspolizeiamtes (Ge-
stapa). Das Gestapa fungierte nun als die zentrale Verwaltungs-, Auf-
sichts- und Lenkungsinstanz der aus den verschiedenen Politischen
Polizeien der Länder gebildeten und nun reichseinheitlich zusammen-
gefassten Gestapo. Neben dem Polizeikomplex befehligte Himmler als
Reichsführer SS weiterhin den Sicherheitsdienst (SD). Was die aus dem
kombinierten Titel hervorgehende Einordnung seiner Amtsstellung in
die Verwaltungsstruktur des Innenministeriums betraf, blieb dies eine
nominale Leerformel, der Himmler praktisch keine Folge leistete. Tat-
sächlich sollte es Frick nicht mehr gelingen, den ihm eigentlich unter-
geordneten Staatssekretär in sein Ministerium einzubinden. In Anbe-
tracht seiner immensen Machtfülle und der Rückendeckung durch
Hitler brauchte Himmler auf Frick keine Rücksichten mehr zu neh-
men.97 Hatte Himmler bis dahin über das im Gestapa angesiedelte
Zentralbüro des Polizeikommandeurs die Staatspolizei reichseinheitlich
gesteuert, ging diese Koordinierungsfunktion künftig „unmittelbar im
Geheimen Staatspolizeiamt auf. Damit war jene zentralisierte geheime
Staatspolizei geschaffen, die die nationalsozialistischen Potentaten in

94 Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über die Geheime Staatspolizei vom 10. Ok-
tober 1936, in: ebd., S. 22 ff.

95 Erlaß über die Einsetzung eines Chefs der Deutschen Polizei im Reichsministerium des
Innern vom 17. Juni 1936, in: RGBl., I, S. 487 f.

96 Per Erlass vom 20. September 1936 verfügte der preußische Innenminister die Trennung des
Landeskriminalpolizeiamts (LPKA) vom Berliner Polizeipräsidium mit dem Auftrag der „fachlichen
Leitung der Kriminalpolizei aller deutscher Länder“ (Reichsministerialblatt der inneren Verwaltung
1936, S. 1339). Die Umwandlung des preußischen LPKA in das Reichskriminalpolizeiamt erfolgte
am 16. Juli 1937.

97 Stephan Lehnstaedt, Das Reichsministerium des Innern unter Heinrich Himmler 1943–1945,
in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 54 (2006), H. 4, S. 639–672, 642.
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den einzelnen Ländern eigentlich hatten verhindern wollen“.98 Zur Un-
termauerung seiner Machtposition setzte Himmler ihm verbundene
Gefolgsleute ein: den General der Polizei Daluege als Chef der Ord-
nungspolizei und den SS-Gruppenführer Heydrich als Chef der Sicher-
heitspolizei.

In der Ordnungspolizei waren die Schutzpolizei, Gendarmerie und
Gemeindepolizei zusammengefasst, in der Sicherheitspolizei die Staats-
und Kriminalpolizei.99 Letztere waren in dem neugegründeten  Haupt-
amt Sicherheitspolizei nebeneinandergestellt. Eingerichtet wurden zwei
Hauptabteilungen: Ordnungspolizei (Orpo) und Sicherheitspolizei
(Sipo). Während die Orpo die „reguläre“ Polizei umfasste –  unifor-
mierte Schutzpolizei, ländliche Gendarmerie, Feuerschutzpolizei sowie
technische Hilfsdienste und andere Hilfsorgane – , bestand die Sipo
aus Gestapo und Kriminalpolizei. Beide Polizeikomplexe wurden mit-
samt den SD-Ämtern Ende September 1939 unter dem Dach des
Reichssicherheitshauptamtes (RSHA)  administriert.  Das  Hauptamt
Sicherheitspolizei galt zwar noch als Ministerialinstanz, stellte anderer-
seits aber ein in der preußischen Verwaltungsstruktur bis dahin unbe-
kanntes Novum dar. In der Bezeichnung „Hauptamt“ kam die wohl
beabsichtigte Anlehnung an die SS zum Ausdruck. Bis 1939 war das
Hauptamt Sicherheitspolizei in drei Ämter untergliedert: Amt V, Ver-
waltung und Recht (Chef: Dr. Werner Best), Amt Kriminalpolizei S-Kr
(Chef: Reinhard Heydrich) sowie Amt Politische Polizei P. P. (Chef:
Reinhard Heydrich). Die sieben Referate des Amts Verwaltung und
Recht erledigten sämtliche Rechts-, Personal- und Organisationsange-
legenheiten sowohl für die Kriminal- als auch für die Sicherheitspolizei.
Das Arthur Nebe unterstehende Amt Kriminalpolizei umfasste die Abt.
Kr. 1 – Kr. 3 (Organisation, Einsatz und Kriminaltechnik). Als selb-

98 Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 209 f., Zitat S. 210; Gerhard Werle, Justiz-
Strafrecht und polizeiliche Verbrechensbekämpfung im Dritten Reich, Berlin / New York 1989,
S. 484.

99 Der Chef der Sicherheitspolizei, Himmler vom 26. Juni 1936 an den General der Polizei
Daluege und den SS-Gruppenführer Heydrich, abgedruckt in: Rürup (Hg.), Gestapo, SS und Reichs-
sicherheitshauptamt (wie Anm. 60), S. 61. 
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ständig handelnde Stellvertreter Heydrichs führten im Amt Politische
Polizei Heinrich Müller die Abt. II (Innere Politische Polizei) und
Werner Best die Abt. III (Abwehrpolizei).

Die Grundsubstanz des Hauptamtes Sicherheitspolizei bildete das
preußische Landeskriminalpolizeiamt sowie das Gestapa – mit dem
Unterschied, dass bei letzterem die Ministerial- und Verwaltungsstellen
zusammengeführt waren.100 Einem Erlass Himmlers vom 28. August
1936 gemäß firmierten die Zentralbehörden der Politischen Polizeien in
den größeren Ländern und in den preußischen Regierungsbezirken un-
ter der Bezeichnung „Staatspolizeileitstelle“. Auf der Zwischenebene –
in den Regierungsbezirken und den kleineren Ländern – erhielten die
Dienststellen der Gestapo die Bezeichnung „Staatspolizeistelle“. Die
Leiter der Staatspolizeileitstellen und der Staatspolizeistellen (im Schrift-
verkehr war das Kompositum „Staatspolizei[leit]stellen“ im Gebrauch)
waren zugleich Sachbearbeiter für die Angelegenheiten der Politischen
Polizei bei den Länderregierungen und Regierungspräsidenten.101 Ab
diesem Zeitpunkt führte das Gestapa die Staatspolizei in den reichs-
deutschen Ländern. Als Zentralinstanz besaß es die Entscheidungs-
macht darüber, wie mit den Weisungen der Regierungspräsidenten zu
verfahren war, beziehungsweise inwieweit diese von den Staatspolizei-
stellen zu befolgen waren. Ihre Unterstellung unter das Reichsinnen-
ministerium war nur mehr reine Formsache.

Am 20. September 1936 besiegelte Reichsinnenminister Frick seine
Niederlage selbst, indem er Himmler mit der „Wahrnehmung der Auf-
gaben des Politischen Polizeikommandeurs der Länder“ beauftragte.
Damit hatte sich Himmler endgültig mit seinem Vorhaben durchge-
setzt, „die Politische Polizei zu einer aus der Verwaltung gelösten Son-
derbehörde zu machen, die auf der einen Seite mit Beamtenprinzip und
dem tradierten Aufbau der öffentlichen Verwaltung die Routinearbeit
quasi automatisch und zuverlässig erledigte – auf der anderen Seite in

100 Tuchel, Gestapa und Reichssicherheitshauptamt (wie Anm. 91), S. 95 f.; Browder, Founda-
tions of the Nazi Police State (wie Anm. 25), S. 233.

101 Wilhelm, Die Polizei im NS-Staat (wie Anm. 41), S. 79.
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politisch brisanten Fällen jedoch, über Himmlers Eigenschaft als Reichs-
führer SS, Hitler direkt unterstellt und ihm durch die weltanschauliche
Bindung zur SS unbedingt ergeben war“.102 Das Gestapa wurde damit in
die Lage versetzt, die föderale Struktur der Administration auszuhebeln
und sämtliche Staatspolizeistellen im Reich selbst zu steuern. Ihrer
neuen Aufgabenstellung als Zentralinstanz der Politischen Polizei ge-
mäß, erfolgte umgehend eine Verdoppelung der Personalausstattung
sowie eine Ausdifferenzierung der bisherigen Abteilungsstruktur.103

Geschäftsverteilungsplan des Geheimen Staatspolizeiamtes vom 
1. Januar 1938104

Leiter: SS-Gruppenführer Reinhard Heydrich

Vertreter: SS-Oberführer Ministerialdirektor Werner Best

Abteilung I: Organisation, Personalien, Etatangelegenheiten, 
Verwaltung und Recht (Referate I A – J)

Leiter: SS-Oberführer Ministerialdirektor Werner Best

Abteilung II: Innerpolitische Angelegenheiten

Leiter: SS-Staffelführer Oberregierungs- und Kriminalrat 
Heinrich Müller

Referat II A: Kommunismus, Marxismus, Sowjetrussen, Staatsfeindliches, 
Ausländertum (Unterreferate II A 1 – A 5)

Referat II B: Konfessionen, Juden, Freimaurer, Emigranten, Pazifisten 
(Unterreferate II B 1 – B 4)

102 Herbert, Best (wie Anm. 37), S. 161.
103 1936 waren dem Gestapa 1.232 Bedienstete zugeordnet. Gerhard Paul, „Kämpfende Ver-

waltung“. Das Amt IV des Reichssicherheitshauptamtes als Führungsinstanz der Gestapo, in:
Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo im Zweiten Weltkrieg (wie Anm. 24), S. 42–81, 61.

104 BArch, R 58/840, Bl. 153–163.
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Referat II C: Reaktion, Opposition 
(Unterreferate II C 1 – C 3)

Referat II D: Schutzhaft, Behandlung von Allgemeinen und 
Einzelstrafsachen, Angelegenheiten der Konzentrationslager

Referat II E: Wirtschaft 
(Unterreferate II E 1 – E 4)

Referat II F: Kartei, Personalakten, 
Leumundsangelegenheiten

Referat II G: Überwachung Attentate, Allgemeine Waffenangelegenheiten, 
Erkennungsdienst, Dauerdienst, Querulantentum, Sonderauf-
träge

Referat II H: Angelegenheiten von Parteimitgliedern 
(Unterreferate II H 1 – H 2)

Referat II J: Ausländische Polizeien, 
Verkehr mit Ausländischen Behörden

Referat II P: Politisch-polizeiliche Behandlung 
der Presse

Abteilung III: Abwehrangelegenheiten

Leiter: SS-Oberführer Ministerialdirektor Werner Best

Bürokratie der Verfolgung

Das bürokratische Kernelement der Verfolgung bildeten nach Carsten
Dams und Michael Stolle die „verschiedenen Karteikartensysteme der
Gestapo, in denen die Informationen über die Gegner des NS-Staates
dokumentiert wurden“.105 Bei der Informationserfassung konnte die
Stapo auf bereits existierende Kartotheken aus der Weimarer Zeit zu-
rückgreifen. Einer Anordnung Himmlers aus dem Jahr 1934 zufolge
waren in die normierten Vorlagen des Gestapa die essenziellen Informa-

105 Dams / Stolle, Die Gestapo (wie Anm. 8), S. 73.
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tionen über die Verfolgten einzutragen: Personalien, politische Einstel-
lung und Glaubensbekenntnis, gegebenenfalls Deckname. Dazu noch
kursorische Anmerkungen im Eingabefeld „Sachverhalt“, in dem der
Grund der Festnahme, Einlieferungsanzeige, eventuelle Ermittlungser-
gebnisse sowie Angaben über Haftanstalten und/oder KZ registriert
wurden. Durch „Bildvermerke“ und Verweise auf die Fingerabdruck-
kartei des Gestapa, durch die Vergabe eines einheitlichen Geschäftszei-
chens der aktenführenden Stapostelle einschließlich einer von ihr zu
vergebenden Personenkennziffer, mit der sich die dort befindlichen Per-
sonenakten lokalisieren ließ, wurden die verschiedenen Informations-
speicher miteinander vernetzt. Bei angezeigtem Bedarf waren damit
jederzeit tiefergehende Nachforschungen möglich.

Auf Anweisung Heydrichs begann das Gestapa im Dezember 1935
mit dem Aufbau einer zentralen Kartothek über alle „staatsfeindliche
Elemente“. Die Erfassungssystematik über Karteien wurde – wieder-
um auf Betreiben Heydrichs – im Februar 1936 normiert. In der Fol-
gezeit entstanden in den Sachreferaten II F (Kartei, Personalakten,
Leumundsauskünfte) der jeweiligen Außen- und Staatspolizeistellen
umfangreiche Personenkarteien, die eine „erste Anlaufstelle und gewis-
sermaßen der Nerv des gesamten Informationsvolumens“ waren.106 In
die zentrale Gegner/innenkartothek des Gestapa wurden die Personen-
karteien aller Staatspolizei[leit]stellen eingespeist, die jeweils Duplikate
anfertigten und nach Berlin sandten. Somit bildete die zentrale Perso-
nenkartei des Gestapa den Grundstock der staatspolizeilichen Datener-
fassung. Das von den Stapo-Dienststellen in die Hauptkartei der Ber-
liner Gestapo-Zentrale zugeführte Informationsvolumen bestand am
Stichtag zum 1. Januar 1939 aus 1.980.558 Karteikarten sowie 641.497
Personalakten.107

Ergänzend zur Personenkartei führte das Gestapa eine zentrale
Schutzhaftkartei, in der alle relevanten Daten über Schutzhäftlinge ver-

106 Volker Eichler, Die Frankfurter Gestapo-Kartei, in: Paul / Mallmann (Hg.), Die Gestapo.
Mythos und Realität (wie Anm. 7), S. 178–199, 188.

107 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 126. 
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zeichnet waren.108 Zwar waren die Stapo-Stellen befugt, nach eigenem
Ermessen Verhaftungen von Schutzhäftlingen vorzunehmen, die Ertei-
lung der Schutzhaftbefehle behielt sich Heydrich jedoch persönlich vor.
Seit Ende Mai 1935 waren diese nur mit seiner Unterschrift gültig. Das
Schutzhaftreferat des Gestapa übernahm die „administrative Abwick-
lung der Schutzhaftbefehle (Eintragung in die Schutzhaftkartei und
Überweisung in ein Konzentrationslager)“ und prüfte auch die Dauer
der Schutzhaft.109 Die Anträge auf Schutzhaftbefehle waren „schriftlich
unter Beifügung der erforderliche Unterlagen, wie Personalbogen mit
Lichtbild, Vernehmungsniederschrift und zwei blaue Karteikarten (für
Ausländer gelbe) beim Reichssicherheitshauptamt, Referat IV C 2,
einzureichen“, dabei war „gleichzeitig zur Frage der Überführung des
Schutzhäftlings in ein Konzentrationslager Stellung zu nehmen“.110

Im Dezember 1935 begann das Gestapa auf Anweisung Heydrichs
mit dem Aufbau einer nach „Marxisten“ und „Kommunisten“ getrenn-
ten Überwachungskartei aller staatspolizeilich bekannten „linksradi-
kalen staatsfeindlichen Elemente“, die im Bedarfsfall in Schutzhaft zu
nehmen waren.111 Im Rahmen der Kriegsvorbereitungen lag die eigent-
liche Zielsetzung der sogenannten A-Kartei demnach in der general-
präventiven „Erfassung aller mutmaßlicher innenpolitischer Gegner, die
man festzusetzen und auszuschalten gedachte“ – unabhängig davon,
ob die solcherart markierten Personen sich konkret in diesem Sinne be-
tätigt hatten.112 Für die Ausstellung der vom Gestapa verschickten Kar-

108 Anfangs waren von den auszustellenden Stapo-Stellen auf der Rückseite der Karteikarten
Lichtbilder einzukleben. Vgl. Rundschreiben des Gestapa vom 2. August 1934 an alle Staatspolizei-
stellen, in: BArch, R 58/264, Bl. 66. Diese Praxis wurde auf Geheiß Heydrichs bald wieder aufge-
geben, da die Schutzhaftkarten im Durchschlagsverfahren unleserlich wurden. Die Lichtbilder
wurden daher in ein dafür vorgesehenen Feld auf dem mitzuschickenden Personenbogen befestigt.
Später kamen Schriftvergleichsproben hinzu. Rundschreiben der Preußischen Gestapo vom
17. Januar 1936 an alle Staatspolizeistellen, in: BArch, R 58/264, Bl. 193 f.

109 Michael Wildt, Generation des Unbedingten (wie Anm. 52), S. 345.
110 Rundverfügung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD vom 16. Mai 1940, in: BArch,

R 58/1027, Bl. 131.
111 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 126.
112 Herbert Wagner, Die Gestapo war nicht allein… Politische Sozialkontrolle und Staatsterror

im deutsch-niederländischen Grenzgebiet 1929–1945, Münster 2004, S. 197.
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teikartenvordrucke war „ein besonders zuverlässiger Beamter zu bestim-
men“, die Kartei sollte „unter dauerndem Verschluss des Leiters der
Staatspolizeistelle bezw. der Politischen Polizei oder dessen Beauftrag-
ten“ bleiben und sei „selbstverständlich stets auf dem Laufenden zu hal-
ten“. Außer den obligatorischen Personenangaben wurden „im Tele-
grammstil die Gründe der Staatsfeindlichkeit“ der zu registrierenden
Personen eingetragen.113 Die Sortierung der A-Kartei erfolgte nach drei
Abstufungen: Gruppe A 1: Gefährliche Staatsfeinde, die bereits im Vor-
feld des eigentlichen Mobilmachungsfalls in Schutzhaft zu überführen
waren; Gruppe A 2: desgleichen Staatsfeinde, die aufgrund ihrer frü-
heren politischen Einstellung als mögliche „Hetzer oder Aufwiegler, als
Saboteure oder Nachrichtenagenten“ oder als Personen, die sich „in
ähnlicher, die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdende Weise
betätigen“, in Frage kamen und die erst im akuten Mobilmachungsfall
zur Inhaftierung vorgesehen waren. Unter der Rubrik A 3 entfiel der
Rest, dem ein niedriges Gefahrenpotenzial beigemessen wurde.114 Das
Spektrum der markierten allfälligen Staatsfeinde wurde mehrfach aus-
geweitet. Zusätzlich zu den „Marxisten“ und „Kommunisten“ gingen
überdies alle „Oppositionelle“, „Reaktionäre“, „Funktionäre des polit.
Katholizismus“, „Attentäter“, „Querulanten“ und „Sonstige Staatsfein-
de“ in die A-Kartei ein.115 

Deren Planer hatten die Dimension dieser extensivierten Klassifizie-
rungsarbeit indes unterschätzt. Trotz der immensen Kartierungsarbeit
im Reich konnte das zuständige Referat II 1 F des Gestapa die Frist-
setzung zum 1. Mai 1936 nicht einhalten. Zum Ärger Heydrichs wur-
den auch die prolongierten Termine jeweils überschritten. Zudem
entsprach die Ausdifferenzierung der Datenerfassung nicht seinen Vor-
stellungen. Die übereifrigen Sachbearbeitern in den Stapo-Stellen vor
allem außerhalb Preußens hatten die Kategorisierungen seiner Auffas-
sung nach in unzulässiger Weise auf die Kategorie „Mitläufer“ ausge-

113 Preussische Geheime Staatspolizei, Heydrich, vom 5. Februar 1936 an die Staatspolizeistelle
Köln, in: BArch, R 58/264, Bl. 195 ff.

114 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 127 f.
115 Rundschreiben des Gestapa betreffend A-Kartei vom 7. Juli 1938, in: BArch, R 58/1027, Bl. 48.
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dehnt. Dadurch sei die Zahl verdächtiger Personen zu hoch veranschlagt
worden.116 Mit den demnach über 46.000 einzuliefernden Schutzhäft-
lingen (davon 19.000 in Preußen) wären die Aufnahmekapazitäten der
im Zusammenhang mit der reichsweiten Pogromnacht vom 9./10. No-
vember 1938 bereits überfüllten Konzentrationslager mehr als erschöpft
gewesen. Letztlich stand hinter dem ganzen Erfassungssystem ein ratio-
nales Kalkül, das sich stets am exekutiv Machbaren ausrichtete. Eben
deshalb ordnete Heydrich einen „Neu-Aufbau der A-Kartei“ an, wobei
er bei den Aufnahmen in die Gruppen A 1 und A 2 vorsorglich auf
„stärkste zahlenmässige Beschränkung“ drängte.117 Die Erfassungskrite-
rien der Datenerfassung wurden mehrfach revidiert. Es dauerte über ein
Jahr, bis in der Berliner Zentrale die A-Kartei der Staatsfeinde für opera-
tive Zwecke bereitstand.118 

In der Nacht vom 30. August auf den 1. September 1939 begann auf
Befehl Heydrichs die Verhaftungswelle der in der A-Kartei registrierten
NS-Gegner/innen. Zwischen 2.000 und 4.000 Personen kamen in Haft.119

Aus den in den Entschädigungsakten beigefügten Verfolgtenberichten
geht hervor, dass die Festgenommenen weder eingehend vernommen
noch misshandelt wurden. Offenbar wurden die Betroffenen lediglich
erkennungsdienstlich behandelt. Was mit den politischen Schutzhäft-
lingen geschehen sollte, war intern seit einem Jahr bekannt: 

Die auf Grund der A-Kartei festgenommenen Personen sind zunächst in
Polizei- oder Gerichtsgefängnissen unterzubringen und so bald als mög-

116 Schreiben des Gestapa vom 8. Januar 1937 an die Stapostelle Köln, in: BArch, R 58/264,
Bl. 275 ff. Die Stapo Köln reduzierte daraufhin die Zahl von 1.119 Personen in ihrer A-Kartei
auf 436. Thomas Gebauer, Das KPD-Dezernat der Gestapo Düsseldorf, Hamburg 2011, S. 89. 

117 Rundschreiben des Gestapa betreffend A-Kartei vom 7. Juli 1938, in: BArch, R 58/1027,
Bl. 44 ff.

118 Zur Entwicklung der A-Kartei des Gestapa/RSHA vgl. Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des
Terrors (wie Anm. 14), S. 126 ff. Die Personenkartei wurde im März 1940 aus dem Sitz des
Amtes IV im RSHA in der Prinz-Albrecht-Straße 8 in das nahegelegene Dienstgebäude in die
Zimmerstraße 16–19 verlegt. Im August 1943 erfolgte die Überführung in das KZ Theresienstadt,
wo die Kartei vernichtet worden sein soll. Vgl. Eichler, Die Frankfurter Gestapo-Kartei (wie
Anm. 106), S. 188.

119 Tuchel / Schattenfroh, Zentrale des Terrors (wie Anm. 14), S. 130.
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lich den Konzentrationslagern Buchenwald, Sachsenhausen oder dem in
Ostpreußen zu errichtenden Konzentrationslager zuzuführen.120

Das anvisierte KZ Buchenwald war indes schon im Oktober 1939 voll
belegt. Alle weiteren Häftlinge sollten deshalb „nur noch in das Kon-
zentrationslager Sachsenhausen“ überführt und „bereits abgegangene
Transporte“ nach Möglichkeit umgeleitet werden.121 Im Zusammenhang
mit dem von Georg Elser am 9. November 1939 verübten Bombenatten-
tat auf Hitler führte die Gestapo auf der Basis der A-Kartei eine wei-
tere reichsweite Sonderaktion durch: „Auf Grund der A1-Kartei und
weiterhin durch die Ereignisse am 9.11. wurden die KPD-Funktionäre
festgenommen und haben heute keine Möglichkeit zu arbeiten“, wurde
im Februar 1940 auf einer Arbeitstagung des Staatspolizeileitbezirks
Düsseldorf vermerkt.122

Wegen der dauerhaft fehlenden Lagerkapazitäten kam die Mehrzahl
der Präventivhäftlinge bis zum Sommer 1940 wieder frei; ein kleinerer
Anteil blieb bis zum Kriegswende in den KZ oder erlebte die Befreiung
nicht mehr. Über die genaue Anzahl der von Anfang September bis
Mitte November 1939 insgesamt verhafteten Personen sind keine Zah-
lenangaben überliefert. Da sich die Verfolgungsschwerpunkte im Zuge
des Krieges veränderten, Heydrich als treibender Initialfaktor daran das
Interesse verlor und sich stattdessen anderen Aufgaben zuwandte, ver-
lor die A-Kartei als zentraler Nerv der Gegnererfassung ihre Bedeutung.
Nach 1939 wurde der Informationsstand offenbar nicht weiter aktuali-
siert. Auf die unterdessen veraltete A-Kartei wurde nach dem geschei-
terten Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944 noch einmal zurückgegriffen.
Das Plazet für Massenverhaftungen von „S.P.D. u. K.P.D. Bonzen“ hatte
sich Himmler von Hitler am 14. August erteilen lassen, wie er in seinem
Diensttagebuch notierte. Daraufhin gab Gestapo-Chef Heinrich Müller

120 Schnellbrief des Chefs der Sicherheitspolizei (in Vertretung Best) vom 28. September 1938
an alle Staatspolizei[leit]stellen, in: BArch, R 58/1027, Bl. 60.

121 Fernschreiben des RSHA vom 24. Oktober 1939 an alle Stapo[leit]stellen, in: BArch,
R 58/1027, Bl. 107.

122 Niederschrift über die Arbeitstagung [der Stapoleitstelle Düsseldorf] am 14. Februar 1940
in Düsseldorf, in: LAV NRW R, RW 36/38, Bl. 41. 
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am 17. August an alle Stapo-Stellen im Reichsgebiet den Befehl zur „Ak-
tion Gewitter“ aus, bei der hauptsächlich ehemalige Reichs-, Landtags-
und Stadtverordnete von KPD und SPD ins Visier gerieten, „gleichgül-
tig […] ob diesen im Augenblick etwas nachzuweisen ist oder nicht“.123

In die auf den frühen Morgen des 22. August angesetzte Repressions-
welle wurden zusätzlich die früheren Partei- und Gewerkschaftssekre-
täre der SPD und die Funktionäre des Zentrums und der Bayerischen
Volkspartei einbezogen. Somit handelt es sich um eine Maßnahme, die
dem Aufkommen einer möglichen breiteren Opposition schon im Vor-
feld begegnen sollte. Die engeren Kreise der eigentlichen Verschwörer
waren davon unbenommen. 

Die Fahndung anhand längst überholter Verzeichnisse erwies sich in-
des als schwieriges Unterfangen. Den Ausschlag, die Aktion dann noch
einmal grundlegend zu überdenken, gaben die Reaktionen aus dem Um-
feld der Verhafteten. Die nach rein formalen Kriterien vorgenommen
Verhaftungen von oftmals kranken oder hinfälligen Personen hatten für
Unruhe an der „Heimatfront“ gesorgt. Vor allem die betroffenen Fami-
lien hatten die amtlichen Stellen mit „lebhafte[n] Klagen“ überhäuft,
und selbst höhere NS-Funktionäre hatten das Vorgehen der Gestapo
moniert.124 Nachdem Gestapo-Chef Müller am 28. August 1944 mehr
oder weniger den Misserfolg der Aktion eingeräumt hatte, ordnete
Ernst Kaltenbrunner, Leiter des RSHA und Chef der Sicherheitspolizei,
zwei Tage später die Überprüfung der Verhaftungen an. Infolgedessen
wurde die Aktion „Gewitter“ eingestellt. Der überwiegende Teil der
etwa 5.000 Betroffenen wurde nach zwei bis vier Wochen aus der
Schutzhaft entlassen.125

123 Peter Longerich, Heinrich Himmler (wie Anm. 17), S. 718 f.
124 Ulrike Hett / Johannes Tuchel, Die Reaktionen des NS-Staates auf den Umsturzversuch

vom 20. Juli 1944, in: Peter Steinbach / Johannes Tuchel (Hg.), Widerstand gegen den National-
sozialismus, Berlin 1994, S. 377–389, 383. Dazu auch Winfried Meyer,  Aktion „Gewitter“: Men-
schenopfer für Macht und Mythos der Gestapo, in: Dachauer Hefte. Studien und Dokumente
zur Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, 21 (2005), S. 3–20. Abweichend
wurde die Repressionswelle im NS-Jargon auch als Aktion „Gitter“ tituliert.

125 Nach Schätzungen kamen etwa achtzig Prozent der Verhafteten bis Mitte September frei.
Die Gestapo sorgte jedoch dafür, dass die in den KZ verbliebenen prominenten Häftlinge den Krieg
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Unabhängig von der bis Kriegsbeginn in Berlin sprießenden „Kartei-
enlandschaft“126 legten die regionalen Stapo-Stellen nach Bedarf eigene
Inventarien an. Im April 1939 waren in der Abteilung II (Exekutive) der
Staatspolizei[leit]stelle Düsseldorf folgende Sonderkarteien vorhanden:
Kartei der katholischen Vereine, katholische Sachkartei, evangelische
Sachkartei, Kartei über Bibelforscher, Kartei über Siebenten-Tags-
Adventisten, Sektenkartei, Kartei über konfessionelle Vereinigungen,
Kartei über „Verschiedenes“ konfessioneller Vereinigungen, jüdische
Sachkartei, Freimaurerlogenkartei, Emigrantenkartei, Druckschriften-
kartei, Sachkartei (im Pressereferat II P).127 Mit Nachdruck wurde die
Kartei über die „maßgeblichen kirchlichen Stellen“ in Angriff genom-
men. Neben den „Personalien und der Art der Beschäftigung“ sei in den
Karteikarten „eine kurze Charakteristik der betreffenden Person in per-
sönlicher Hinsicht zu vermerken. Etwaige Schwächen, Leidenschaften,
Lebensgewohnheiten oder dergleichen (Trunksucht, sexuelle Neigun-
gen, Schulden usw.) sind besonders hervorzuheben“. Diesbezügliche In-
formationen sollten „V-Personen“ abschöpfen: „Es kommen sowohl die
in den kirchlichen Dienststellen wie die in den Privatwohnungen der
höheren Geistlichkeit beschäftigten Personen in Frage.“128

Einen längeren Vorlauf hatte die Beobachtung und karteimäßige Er-
fassung der jüdischen Bevölkerung.129 Auf Geheiß des Gestapa standen

nicht überlebten. Stefanie Schüler-Springorum, Masseneinweisungen in Konzentrationslager: Aktion
„Arbeitsscheu Reich“, Novemberpogrom, Aktion „Gewitter“, in: Wolfgang Benz / Barbara Distel
(Hg.), Der Ort des Terrors (wie Anm. 45), S. 156–164, 163.

126 Im Bereich des Amt IV (Gestapo) im RSHA können mindestens 28 Personenkarteien sowie
elf Orts- bzw. Sachkarteien ausgemacht werden. Vgl. Eichler, Die Frankfurter Gestapo-Kartei (wie
Anm. 106), S. 186 (Fn. 25). Mit 220 bis 250 Mitarbeiter/innen 1944 war das für Karteiwesen und
Akten zuständige Sachgebiet IV C1b eines der personalstärksten Sachgebiete im RSHA. Paul,
„Kämpfende Verwaltung“ (wie Anm. 103), S. 60.

127 Dazu kamen noch eine „Fahndungskartei“, eine „Verbrecherkartei“ sowie „Gefängniskar-
teien“. Vgl. Eichler, Die Frankfurter Gestapo-Kartei (wie Anm. 106), S. 186.

128 Der Inspekteur der Sicherheitspolizei und des SD, Düsseldorf, SS-Standartenführer u.
Oberregierungsrat Walther Bierkamp vom 21. August 1941 an die Leiter der Staatspolizei[leit]stel-
len Düsseldorf, Münster, Aachen, Bielefeld, Dortmund, Köln, Osnabrück, in: IMT, Vol. XXVIII
(wie Anm. 88), S. 463.

129 Vgl. das Kapitel „Juden-Statistik“, in: Götz Aly / Karl Heinz Roth, Die restlose Erfassung.
Volkszählen, Identifizieren, Aussondern im Nationalsozialismus, 2. Aufl., Frankfurt a. M. 2018.
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die jüdischen Organisationen in Preußen schon seit Juli 1933 im Fokus
der staatspolizeilichen Erfassungstätigkeit. Unter Organisationen wur-
den sämtliche jüdischen Vereine, öffentlich-rechtliche Körperschaften
oder auch nur informelle Gemeinschaften gefasst. Auf Veranlassung des
Ministeriums für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung wurden im
Juni 1938 Verzeichnisse über alle jüdischen Vereine und Stiftungen ange-
legt, „die zum Geschäftsbereich dieses Ministeriums gehörten“.130

An der Schnittstelle von Verwaltung und Exekutive kam den von den
Stapo-Stellen geführten „Judenkarteien“ ein besonderer Stellenwert zu,
zumal darin die Staatsangehörigkeiten der Verzeichneten vermerkt wa-
ren. Ende Oktober 1938 ordnete Heinrich Himmler in seiner Funktion
als Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei in Abstimmung mit
dem Auswärtigen Amt die Verhaftung und Ausweisung der aus Polen
ins Deutsche Reiche einwanderten Juden an. Insgesamt wurden bei
dieser reichsweit durchgeführten Aktion etwa 17.000 Menschen an die
polnische Grenze gebracht, wo sie dann gewaltsam über die Grenze
getrieben werden sollten.131 Eine personenbasierte Erfassung erfolgte
schon vor der Inkraftsetzung der Nürnberger Rassegesetze durch einen
Dukas des Gestapa vom 17. August 1935, der die Stapo-Stellen anwies,
Bezirkskarteien über die jüdischen Vereine einzurichten. Die von den
jüdischen Organisationen verlangten Mitgliederlisten dienten dem vom
Gestapa in Berlin vorangetriebenen Aufbau einer Gesamtdatei, die suk-
zessive mit Informationen über die nicht durch Vereine erreichbaren
Juden sowie über „Mischlinge“ ergänzt wurde. Eine restlose Erfassung
aller Juden im Reichsgebiet war beabsichtigt, aufgrund fehlender Er-
kenntnisse über Religionszugehörigkeiten aber zu diesem Zeitpunkt
noch nicht durchführbar. Daher blieb es den einzelnen Stapo-Stellen
überlassen, initiative Kontaktaufnahmen mit der jüdischen Bevölkerung
für deren Registrierung zu nutzen.

130 Holger Berschel, Bürokratie und Terror. Das Judenreferat der Gestapo Düsseldorf 1935–1945,
Essen 2001, S. 172.

131 Nachdem die polnische Grenzsicherung die Abzuschiebenden über die Grenze gelassen hatte,
brachte sie dann Maschinengewehre in Stellung, um ihnen den Eintritt ins Land zu verwehren.
Vgl. Herbert, Best (wie Anm. 37), S. 216 ff.
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Seit dem 23. Juli 1938 war die Aufgabenstellung der restlosen Erfas-
sung wesentlich erleichtert, weil mit der seit diesem Tag wirksamen
„3. Bekanntmachung über den Kennkartenzwang“ erzwungenermaßen
alle Antragsteller/innen zur Abgabe ihre persönlichen Daten bei den
kommunalen Polizeibehörden verpflichtet waren. Zusätzliche Beschaf-
fungsmöglichkeiten von Informationen über jüdische Herkunftsbezüge
bot die Volkszählung vom Mai 1939, in die „rassische“ und religiöse Kri-
terien eingingen. Aufgrund des Kennkartenzwangs, der Verpflichtung
zur Annahme jüdischer Vornamen sowie durch die Zentralerfassung im
Rahmen der Volkszählung war es den Erfassten praktisch unmöglich
geworden, „ihre Abstammung hinter ihrer nichtjüdischen Religion [zu]
verbergen“.132 Die noch vorhandenen Lücken füllte die Gestapo unter
Einschaltung der Meldebehörden, die alle An- und Abmeldungen von
Juden an die Sachbearbeiter der Judenreferate in den Stapo-Stellen über-
mittelten. Überdies ließ sich die Gestapo von den Vertretern der jü-
dischen Kultusgemeinden die Verzeichnisse ihrer Mitglieder vorlegen.
Alles in allem kann also davon ausgegangen werden, dass die Gestapo
durch die Erfassung der jüdischen Bevölkerung über weitreichende Zu-
griffs- und Kontrollmöglichkeiten verfügte.

Zunächst erfüllte der Datenbestand seine wesentliche Funktion bei
der Zusammenarbeit mit den zur „Feststellung der Rassezugehörigkeit“
beschäftigten Ämtern. Abstammungsmäßigen Feststellungsverfahren
wurden insbesondere im Zusammenhang von „Rassenschande“, „Juden-
freundschaft“ oder Verstößen gegen die Kennzeichnungsbestimmungen
eine hohe Bedeutung beigemessen.133 Eine Anwendung fand die „Juden-
kartei“ 1941/42 im Rahmen der Deportation der Juden in die östlichen
Ghettos und Vernichtungslager. Nach den durch das RSHA vorgegebe-
nen Kategorien und Transportkontingenten erfolgte die von den staats-
polizeilichen Sachbearbeitern vorzunehmende Auswertung des kartier-
ten Informationsmaterials. Die daraus erzeugte Auswahl bildete die
Grundlage für die Tabellen mit den Zahlenangaben über die zu depor-

132 Berschel, Bürokratie und Terror (wie Anm. 130), S. 184.
133 Ebd., S. 187 f.
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tierenden Personengruppen, die dann für die Erstellung der Transport-
listen dienten.134 Mit dem Abgang der Bahntransporte aus den großen
Städten der Regierungsbezirke befanden sich die Deportierten außer-
halb des Verantwortungsbereichs der dortigen Gestapo-Leitstellen. Die
Karteikarten erhielten den Eintrag „Evakuierung“. Danach wurde der
Evakuierungsvermerk – sofern  vorhanden – in  die  Personenakten
eingestempelt.  Damit  waren die  staatspolizeilichen Vorgänge abge-
schlossen.135

134 Ebd., S. 367 f.
135 Ebd., S. 406.
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